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VERFASSUNG UND ALLGEMEINE VERWALTUNG

Vollzug der Baugesetze;
Anbau eines tUbderdachten Balkons an das bestehende Wohnhaus
Gemarkung Bruckmuhl, Flurstiick 3793

Vorhaben: Anbau eines libderdachten Balkons an das bestehende Wohnhaus
Bauort Bruckmiuihl, Sonnenwiechser StralRe 26a
Lage: Gemarkung Bruckmuhl, Flurstiick 3793

Das Landratsamt Rosenheim erlasst folgenden Bescheid:

Baugenehmigung

Der Bauantrag wird nach MaRgabe der eingereichten Bauvorlagen im vereinfachten Verfahren genehmigt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem
Bayerischen Verwaltungsgericht in Miinchen,

Postfachanschrift: Postfach 200543, 80005 Miinchen,
Hausanschrift: BayerstraRe 30, 80335 Miinchen,

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

¢ Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer fir den Schriftformersatz
zugelassenen Form mdglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet
keine rechtlichen Wirkungen!

e Ab01.01.2022 muss der in 8 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsatzlich elektronisch einreichen.

e Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens-
gebihr fallig.

Hinweis: Die Frist zur Einlegung des Rechtsbehelfs wird mit dem Tag der Zustellung in Lauf gesetzt. Die Zustellung gilt mit
dem Tag der Bekanntmachung als bewirkt.

Die Akten des Baugenehmigungsverfahrens kdnnen nach vorheriger Terminvereinbarung im Landratsamt Rosenheim, Bau-
abteilung, Wittelsbacherstr. 55, 83022 Rosenheim, Zimmer 04.205, eingesehen werden.

Landratsamt Rosenheim
Rosenheim, 02.12.2025

gez.

Rauh
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RECHTSPFLEGE, PERSONENSTANDSWESEN,
OFFENTLICHE SICHERHEIT UND ORDNUNG

Vollzug der Naturschutzgesetze;
AuRerkrafttreten der Kreisverordnung des Landkreises Rosenheim
tiber das Landschaftsschutzgebiet , AuRere Lohe* vom 17.12.2025

Der Landkreis Rosenheim beschlie3t auf Grund von § 20 Abs. 2 Nr. 4, § 26 des Gesetzes uber Naturschutz und Land-
schaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBI. | S. 2542), zuletzt geéndert durch Artikel 48
des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 323), i.V.m. Art. 12 Abs. 1 Satz 1, Art. 51 Abs. 1 Nr. 3 des Gesetzes
Uber den Schutz der Natur, die Pflege der Landschaft und die Erholung in der freien Natur (Bayerisches Naturschutzgesetz
- BayNatSchG) vom 23. Februar 2011 (GVBI. S. 82), zuletzt gedndert durch § 10 des Gesetzes vom 25. Juli 2025 (GVBI. S.
254), folgende

Anderung der
Verordnung
des Landkreises Rosenheim zum Schutze der , AuReren Lohe"

81
AuRerkrafttreten der Kreisverordnung tiber das Landschaftsschutzgebiet ,AuRere Lohe*

Die Verordnung des Landkreises Rosenheim zum Schutze der ,AuReren Lohe* westlich des Penzinger Sees (zwischen den
Ortschaften Neudeck und Penzing, Landkreis Rosenheim) vom 28.12.1976, genehmigt mit Schreiben der Regierung von
Oberbayern vom 23.12.1976, Nr. 230-8459-Ro-2/76, veroffentlicht im Amtsblatt fir den Landkreis Rosenheim vom
31.12.1976, Nr. 26, als auch die urspriingliche Anordnung zum Schutze der ,AuBeren Lohe* westlich des Penzinger Sees
(zwischen den Ortschaften Neudeck und Penzing, Landkreis Wasserburg) vom 9.9.1953, veréffentlicht im Amtsblatt fiir den
Landkreis und die Stadt Wasserburg vom 12.9.1953, Nr. 37, treten am Tage nach der Bekanntmachung im Amtsblatt des
Landkreises Rosenheim aul3er Kraft.

Landratsamt Rosenheim
Rosenheim, 17.12.2025

gez.

Otto Lederer
Landrat

Hinweis gemal Art. 52 Abs. 7 BayNatSchG:

Eine Verletzung der Vorschriften des Art. 52 Abs. 1 bis 6 BayNatSchG ist unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines
Jahres nach der Bekanntmachung der Rechtsverordnung schriftlich unter Angabe der Tatsachen, die die Verletzung be-
griinden sollen, bei der fiir den Erlass zustandigen Behorde (Landratsamt Rosenheim) geltend gemacht wird.
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Vollzug der Naturschutzgesetze;
Verordnung der unteren Naturschutzbehérde am Landratsamt Rosenheim
Uber den geschutzten Landschaftsbestandteil , Neudecker Moos* vom 17.12.2025

Die untere Naturschutzbehérde am Landratsamt Rosenheim erlasst auf Grund von § 20 Abs. 2 Nr. 7, § 29 Gesetz Uber
Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBI. | S. 2542), zuletzt
geandert durch Artikel 48 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 323), i.V.m. Art. 12 Abs. 1 Satz 1, Art. 51
Abs. 1 Nr. 5 Buchstabe b) und dem Gesetz iber den Schutz der Natur, die Pflege der Landschaft und die Erholung in der
freien Natur (Bayerisches Naturschutzgesetz - BayNatSchG) vom 23. Februar 2011 (GVBI. S. 82), zuletzt geandert durch §
10 des Gesetzes vom 25. Juli 2025 (GVBI. S. 254), folgende

Verordnung

§1
Schutzgegenstand

1Das im bayerischen Alpenvorland gelegene, in § 2 Abs. 2 dieser Verordnung genauer bezeichnete Gebiet in der Gemeinde
Babensham, Landkreis Rosenheim wird als geschitzter Landschaftsbestandteil mit der Bezeichnung ,Neudecker Moos*
festgesetzt. 2Es liegt im voralpinen Moor- und Hiigelland des Inn-Chiemsee-Huigellandes (naturraumliche Untereinheit 038,
Jungmoranenlandschaft des Inn-Chiemsee-Higellandes). Die als Neudecker Moos bezeichnete zentrale Hochmoorflache,
die uber keinen naturlichen Zulauf verfugt, ist mit ca. 5 ha einer der groten Toteiskessel der Region. 3Der besonders wert-
volle Lebensraum aus Moorauge, Hochmoorflache und angrenzenden Ubergangsflachen inkl. Pufferflachen beheimatet vom
Aussterben stark bedrohte Tiere und Pflanzen, wie z.B. Sonnentau, Hochmoor-Perlmuttfalters, Argus-Blaulings oder
Zwerglibelle.

§2
Schutzgebietsgrenzen

(1) Das Schutzgebiet hat eine GréRRe von insgesamt 5,39 ha.

(2) 'Die Grenze des Schutzgebietes ist in einer Ubersichtskarte im MaRstab 1 : 25 000 (Anlage I) und in einer Karte im
MaRstab 1 : 2 500 (Anlage Il), ausgefertigt von der unteren Naturschutzbehdrde am Landratsamt Rosenheim am
17.12.2025, eingetragen. 2Diese Karten sind Bestandteil dieser Verordnung. *MaRgebend fiir den Grenzverlauf ist die
Innenkante der Abgrenzungslinie (,LB Neudecker Moos Grenzverlauf*) der Karte im MaRstab 1 : 2 500. “Die Karten
sind bei der unteren Naturschutzbehdrde am Landratsamt Rosenheim sowie bei der Gemeinde Babensham niederge-
legt. 5Sie werden dort archivmaRig verwahrt und sind wahrend der Dienststunden allgemein zuganglich.

(3) Veranderungen der Grenzen oder der Bezeichnungen der im Schutzgebiet gelegenen Grundstiicke beriihren die fest-

gesetzte Schutzgebietsgrenze nicht.
§3
Schutzzweck

Zweck des geschitzten Landschaftsbestandteils ,Neudecker Moos" ist es,

1. die aufgrund ihres floristischen und faunistischen Artenreichtums, ihrer Ausdehnung sowie der raumlichen Lage und
ihres Zusammenhangs einzigartigen, als regionale Besonderheit eingestuften Lebensraumkomplexe durch geeignete
Pflege in ihrem Bestand und ihrer Ausdehnung zu erhalten und artenédrmere Bereiche zu hochwertigen Lebensraumen

zu entwickeln,

2. das Hochmoor im Zentrum des geschiitzten Landschaftsbestandteils als Lebensraum fir seltene Arten zu bewahren
und seinen typischen Wasserhaushalt zu bewahren bzw. wiederherzustellen,

3. degradierte Feuchtstandorte in ihren urspriinglichen Zustand zu versetzen und ihren typischen Wasserhaushalt wieder-
herzustellen,

4. die Saumstrukturen als wertvolle Bestandteile des Gesamtlebensraums zu erhalten und weiterzuentwickeln,

5. die sehr artenreiche und stark gefahrdete Tier- und Pflanzenwelt des Biotopkomplexes in ihnrem Bestand zumindest zu
erhalten und glinstig zu entwickeln,
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6. als Bestandteil miteinander in Verbindung stehender, wertvoller Lebensraume den Austausch der Lebensgemeinschaf-
ten untereinander zu sichern, insbesondere mit den Lebensrdumen des Quellmooses im Stra3loher Feld und dem
oOstlich gelegenen Penzinger See,

7. das Neudecker Moos als Gebietseinheit in seiner landschaftlichen Schénheit zu bewahren und schadliche Einwirkungen
durch nicht angepasste Nutzungsformen abzuwehren,

8. aus naturschutzfachlicher Sicht fiir den Biotopkomplex schadliche Nutzungen bzw. Nutzungsformen zu vermeiden.

8§84
Verbote

1Die Beseitigung auch einzelner Bestandteile des geschutzten Landschaftsbestandteils sowie alle Handlungen, die zu einer
Zerstorung, Beschadigung oder Veranderung des geschiitzten Landschaftsbestandteils filhren kdnnen oder die dem Schutz-
zweck (8§ 3 dieser Verordnung) zuwiderlaufen, sind verboten. 2Soweit fir Teile des geschiitzten Landschaftsbestandteils
besondere naturschutzrechtliche Vorschriften bestehen, insbesondere z.B. solche tiber den gesetzlichen Biotopschutz, blei-
ben diese unberiihrt. 3Gleiches gilt, wenn nachtraglich besondere naturschutzrechtliche Vorschriften erlassen werden.

§5
Erlaubnispflicht

(1) Der Erlaubnis der unteren Naturschutzbehérde bedarf, wer im geschiitzten Landschaftsbestandteil beabsichtigt,

1.

bauliche Anlagen aller Art (Art. 2 Abs. 1 Bayerische Bauordnung (BayBO)) zu errichten, zu andern oder ihre Nut-
zung zu andern, auch wenn sie einer baurechtlichen Genehmigung nicht bediirfen; hierzu zahlen insbesondere

a) Gebdaude, z.B. Wohnhéauser, land- und forstwirtschaftliche Betriebsgeb&dude, Fahrsiloanlagen, mobile Stélle,
Unterstande fiir Tiere, Wochenendhauser, Geratehitten, Verkaufsstande,

b) Einfriedungen und sonstige Sperren,

c) Veranderungen der Erdoberflache durch Abgrabungen oder Aufschittungen, insbesondere die ErschlieRung
und der Betrieb von neuen Kies-, Sand-, Lehm- oder Tongruben und sonstigen Erdaufschliissen sowie Ab-
schiitthalden oder Lagerflachen, auch, wenn diese nur temporar sind.

soweit es sich nicht bereits um Anlagen im Sinne der Nr. 1 dieser Verordnung handelt,

a) Bild- und Schrifttafeln, Schaukasten, insbesondere auch Werbevorrichtungen aller Art und Gréf3e anzubringen
oder aufzustellen,

b) ober- oder unterirdisch gefiihrte Draht-, Kabel- oder Rohrleitungen zu verlegen sowie Masten aufzustellen,
c) Sprengungen und Bohrungen durchzufuhren,

d) StralRen, Wege, Platze, insbesondere Park-, Camping-, Sport-, Spielplatze oder ahnliche Einrichtungen zu
errichten oder Uiber das bestehende Maf3 hinaus zu andern,

e) Verkaufswagen aufzustellen oder Verkaufsstellen und Automaten zu errichten, anzubringen und zu betreiben,

f)  Anlagen zur Futterung von Wildtieren oder Stellen, die der Wildtierfitterung dienen kénnen zu errichten oder
zu unterhalten.

StralRen, Wege und Platze mit anderem Material als Naturmaterial - auch nur in Teilen - zu ertiichtigen; nicht davon
betroffen sind dem 6ffentlichen Verkehr gewidmete, befestigte Stral’en, Wege und Platze.

aulerhalb der dem offentlichen Verkehr gewidmeten Stral3en, Wege und Platze mit Kraftfahrzeugen aller Art zu
fahren oder diese dort abzustellen; ausgenommen sind Fahrzeuge zur land-, forst-, jagdwirtschaftlichen Bewirt-
schaftung sowie zur Auslbung der Bienenzucht und zur rechtmafRigen Unterhaltung des vorhandenen
Wegenetzes.

oberirdisch Uber den zugelassenen Gemeingebrauch hinaus oder unterirdisch Wasser zu entnehmen, Gewasser,

deren Ufer oder Sohle, den Zu- und Ablauf des Wassers oder den Grundwasserstand zu verandern oder neue
Gewasser herzustellen.
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)

10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.

17.

18.

19.

20.

Entwasserungsgraben oder Entwasserungseinrichtungen neu zu erstellen oder tber das bestehende Maf hinaus
zu verandern.

Biotope nach § 30 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 (insb. Moore, seggen- oder binsenreiche Nass- und Feuchtwiesen, Quellbe-
reiche) BNatSchG und Art. 23 Abs. 1 Nr. 7 BayNatSchG zu entwéssern, trockenzulegen, umzubrechen oder
aufzuforsten oder auf sonstige Weise zu beeintréchtigen; davon unberiihrt bleiben Malinahmen, die unmittelbar
durch die untere Naturschutzbehdrde am Landratsamt Rosenheim beauftragt, angeordnet oder durchgefiihrt wer-
den.

wild lebenden Tieren nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu téten oder Fortpflanzungs- und Ruhestétten
sowie Entwicklungsformen solcher Tiere zu beeintrachtigen oder zu zerstéren; § 44 Abs. 1 BNatSchG bleibt unbe-
ruhrt.

wild lebende Pflanzen oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu be-
schadigen oder zu zerstoren; § 44 Abs. 1 BNatSchG bleibt unberthrt.

Baume mit erkennbaren Horsten, Héhlen und Spalten zu fallen.

in der freien Natur und auBerhalb des Waldes landschaftspragende Gehdlze (Einzelbdume, Hecken, lebende
Z&une oder Feldgeholze/ -gebiische) zu beseitigen; 8 39 Abs. 5 BNatSchG und Art. 16 BayNatSchG bleiben un-
bertuhrt.

nichtstandorttypische Gehdlze einzubringen.

Kurzumtriebsplantagen, Baumschulen oder Christbaumkulturen anzulegen.

Abfalle, Schutt und sonstige Gegenstande, soweit sie nicht bereits den Vorschriften des Abfallrechts unterliegen,
an anderen als den hierflir zugelassenen Platzen abzulagern, auch wenn keine Aufschiittung im Sinne des Bau-

rechts beabsichtigt ist.

auBerhalb zugelassener Platze zu zelten, Wohnwagen (auch Klappanhanger) oder motorisierte Wohnfahrzeuge
fur Ubernachtungszwecke abzustellen oder dies zu gestatten.

Luftfahrzeuge im Sinne des Luftverkehrsgesetzes oder ahnliche Fluggerate oder Flugmodelle mit Motorantrieb (z.B.
Drohnen) aufsteigen, fliegen oder landen zu lassen.

gebietsfremde oder invasive Pflanzen- oder Tierarten einzubringen oder auszusetzen.
offenes Feuer zu entziinden oder zu unterhalten.
Feuerwerke abzubrennen.

Hunde jeder Grofe frei laufen zu lassen; davon unberiihrt bleibt das Fiihren von Polizei-, Such- und Jagdhunden
im unmittelbaren Einsatz sowie von Blindenhunden.

Die Erlaubnis ist unbeschadet anderer Rechtsvorschriften zu erteilen, wenn die beabsichtigte MaRnahme nicht geeignet
ist, eine der in 8 4 dieser Verordnung genannten Wirkungen hervorzurufen oder diese Wirkungen durch Nebenbestim-
mungen ausgeglichen werden kdnnen.

(3) Wird die Erlaubnis mit Nebenbestimmungen erteilt, kann eine Sicherheitsleistung verlangt werden.

§6
Ausnahmen

Von den Beschrankungen dieser Vorschrift bleiben ausgenommen:

1.

die der guten fachlichen Praxis im Sinne des Art. 3 Abs. 2 BayNatSchG entsprechende landwirtschaftliche, bzw. ord-
nungsgemafe forstwirtschaftliche Bodennutzung sowie die ordnungsgemafRe Auslibung der Jagd; davon unberiihrt
bleiben § 5 Abs. 1 Nrn. 1, 3, 5 bis einschlief3lich 10, 12, 13,17 dieser Verordnung.

der fach- und sachkundige Unterhalt von Graben und Entwasserungseinrichtungen, sofern dieser naturnah und scho-
nend ausgefiihrt wird und mindestens zwei Wochen vor Beginn der MaRnahmen bei der unteren Naturschutzbehdrde
am Landratsamt Rosenheim angezeigt wurde; davon unberthrt bleiben § 5 Abs. 1 Nrn. 5 bis einschlie3lich 9 dieser
Verordnung.
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1)

)
®)

1)

)

MalRnahmen zur ordnungsgemafen Instandhaltung von Strallen, Wegen und Platzen, einschliellich der Verkehrssi-
cherung

der Betrieb, die ordnungsgeméaRe Instandhaltung von bestehenden Energie-, Wasserversorgungs- und Wasserentsor-
gungseinrichtungen, von bestehenden Fernmeldeanlagen sowie von bestehenden Einrichtungen zur
Landesverteidigung.

nicht ortsfeste Anlagen zur Versorgung von Weidevieh mit Wasser, sowie Drahtleitungen zum Betrieb elektrischer Wei-
dezéune.

das Aufstellen und Anbringen von behdrdlichen Hinweisen auf den Schutz des Gebietes, behérdlichen Verbotstafeln,
Verkehrszeichen und Hinweistafeln sowie Wegemarkierungen.

die zur Erhaltung der Funktionsfahigkeit des geschitzten Landschaftsbestandteils notwendigen und von der unteren
Naturschutzbehorde am Landratsamt Rosenheim zugelassenen Uberwachungs-, Schutz-, Pflege- und Entwicklungs-
mafinahmen.

8§87
Befreiungen

Von den Verboten nach § 4 dieser Verordnung kann unter den Voraussetzungen des § 67 BNatSchG im Einzelfall eine
Befreiung erteilt werden.

Wird die Befreiung mit Nebenbestimmungen erteilt, kann eine Sicherheitsleistung verlangt werden.
1Far die Erteilung der Befreiung ist die untere Naturschutzbehérde am Landratsamt Rosenheim zustandig. ?Bei Vorha-

ben der Landesverteidigung und des Zivilschutzes entscheidet Uiber die Befreiung das Bayerische Staatsministerium
fir Umwelt und Verbraucherschutz (Art. 56 Satz 1 BayNatSchG).

§8
Ordnungswidrigkeiten
Nach Art. 57 Abs. 1 Nrn. 2 und 7 BayNatSchG kann mit GeldbuRe bis zu flinfzigtausend Euro belegt werden, wer
vorsatzlich oder fahrlassig entgegen 8 4 dieser Verordnung im geschiitzten Landschaftsbestandteil Veranderungen

vornimmt, insbesondere

1. MaRnahmen oder Handlungen nach § 5 Abs. 1 Nrn. 1 bis 22 dieser Verordnung ohne die erforderliche Erlaubnis
vornimmt.

2. einer vollziehbaren Nebenbestimmung in Form der Auflage zu einer Erlaubnis oder Befreiung nach § 5 Abs. 1 oder
§ 7 Abs. 1 dieser Verordnung nicht nachkommt.

Die Einziehung von Gegenstanden bemisst sich nach Art. 58 BayNatSchG.

89
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt des Landkreises Rosenheim in Kraft.

Landratsamt Rosenheim
Rosenheim, 17.12.2025

gez.

Otto Lederer
Landrat

Hinweis gemanR Art. 52 Abs. 7 BayNatSchG:

Eine Verletzung der Vorschriften des Art. 52 Abs. 1 bis 6 BayNatSchG ist unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines
Jahres nach der Bekanntmachung der Rechtsverordnung schriftlich unter Angabe der Tatsachen, die die Verletzung be-
griinden sollen, bei der fiir den Erlass zustadndigen Behodrde (Landratsamt Rosenheim) geltend gemacht wird.
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Vollzug der Naturschutzgesetze;
Verordnung des Landkreises Rosenheim liber das Landschaftsschutzgebiet ,Penzinger See* vom 17.12.2025

Der Landkreis Rosenheim erlasst auf Grund von 8 20 Abs. 2 Nr. 4, § 26 des Gesetzes tiber Naturschutz und Landschafts-
pflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBI. | S. 2542), zuletzt gedndert durch Artikel 48 des
Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 323), i.V.m. Art. 12 Abs. 1 Satz 1, Art. 51 Abs. 1 Nr. 3 des Gesetzes
Uber den Schutz der Natur, die Pflege der Landschaft und die Erholung in der freien Natur (Bayerisches Naturschutzge-
setz - BayNatSchG) vom 23. Februar 2011 (GVBI. S. 82), zuletzt geandert durch § 10 des Gesetzes vom 25. Juli 2025
(GVBI. S. 254), folgende

Verordnung

§1
Schutzgegenstand

1Das im bayerischen Alpenvorland gelegene, in § 2 Abs. 2 dieser Verordnung genauer bezeichnete Gebiet norddstlich von
Wasserburg am Inn im Landkreis Rosenheim wird als Landschaftsschutzgebiet mit der Bezeichnung ,Penzinger See" fest-
gesetzt. 2In der Jungmoranenlandschaft des Inn-Chiemsee-Hugellandes (naturrdumliche Untereinheit 038-A) ist der
Penzinger See als Toteiskesselmoor ein in der Verlandung begriffener, ca. 10 ha gro3er Moorsee, umgeben von Schwingra-
senbildungen und Zwischenmoorbereichen. Kennzeichnend fiir die Lebensrdume im und um den See (u.a.
Schwimmblattvegetation, Kalkflachmoor, artenreiche Streuwiesen) ist eine groRe Artenvielfalt mit Arten, wie z.B. dunkler
Wiesenknopf, Mehlprimel oder Ameisenbl&uling.

§2
Schutzgebietsgrenzen

(1) Das Schutzgebiet hat eine GréR3e von insgesamt 26,97 ha.

(2) 'Die Grenze des Schutzgebietes ist in einer Ubersichtskarte im MaRstab 1 : 25 000 (Anlage I) und in einer Karte im
MaRstab 1 : 5000 (Anlage Il), ausgefertigt vom Landratsamt Rosenheim am 17.12.2025, eingetragen. 2Diese Karten
sind Bestandteil dieser Verordnung. 3MaRgebend fiir den Grenzverlauf ist die Innenkante der Abgrenzungslinie (,Grenz-
verlauf LSG Penzinger See*) der Karte im MaRstab 1 : 5000. “Die Karten sind beim Landratsamt Rosenheim sowie bei
der Gemeinde Babensham niedergelegt. 5Sie werden dort archivmaRig verwahrt und sind wahrend der Dienststunden
allgemein zugéanglich.

(3) Veranderungen der Grenzen oder der Bezeichnungen der im Schutzgebiet gelegenen Grundstiicke beriihren die fest-
gesetzte Schutzgebietsgrenze nicht.
§3
Schutzzweck

Zweck des Landschaftsschutzgebiets ,Penzinger See" ist es,

1. die Leistungsfahigkeit des Naturhaushalts zu gewahrleisten, insbesondere den Moorsee, seine Verlandungszonen und
die angrenzenden Biotope zu erhalten und zu foérdern,

2. die Lebensbedingungen der an den Lebensraum Moorsee mit seiner Verlandungszone angepassten typischen Tier-
und Pflanzenarten mit ihren Lebensgemeinschaften zu erhalten, zu férdern und wiederherzustellen,

3. die Vielfalt, Eigenart und Schénheit des Landschaftsbildes zu bewahren, insbesondere den Charakter des Moorsees
mit seinen Uferbereichen zu starken,

4. die Funktionsfahigkeit des Wasserhaushalts zu bewahren und zu optimieren, den Wasserriickhalt in den Flachen zu
férdern und die Wasserqualitéat des Moorsees zu erhalten und zu verbessern,

5. den fiir die Erholung bedeutsamen Raum bei gréRtméglicher Riicksichtnahme auf Natur und Landschatft fur die Allge-
meinheit zu sichern und zu bewahren sowie den Erholungsverkehr zu lenken.
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8§84
Verbote

1Im Landschaftsschutzgebiet sind alle Handlungen verboten, die geeignet sind, den Charakter des Gebiets zu verandern
oder die dem Schutzzweck (§ 3 dieser Verordnung) zuwiderlaufen. ?Soweit fir Teile des Landschaftsschutzgebietes beson-
dere naturschutzrechtliche Vorschriften bestehen, insbesondere z.B. solche uber Naturschutzgebiete, Naturdenkméaler oder
den Schutz von Landschaftsbestandteilen, bleiben diese unberiihrt. 3Gleiches gilt, wenn nachtraglich besondere natur-
schutzrechtliche Vorschriften erlassen werden.

§5
Erlaubnispflicht

(1) Der Erlaubnis der unteren Naturschutzbehdrde bedarf, wer im Landschaftsschutzgebiet beabsichtigt,

1.

bauliche Anlagen aller Art (Art. 2 Abs. 1 Bayerische Bauordnung (BayBO)) zu errichten, zu &ndern oder ihre Nut-
zung zu andern, auch wenn sie einer baurechtlichen Genehmigung nicht bedurfen; hierzu zéhlen insbesondere

a) Gebaude, z.B. Wohnhauser, land- und forstwirtschaftliche Betriebsgebdude, Fahrsiloanlagen, mobile Stalle,
Unterstande fur Tiere, Wochenendhauser, Boots-, Bade- und Geratehitten, Verkaufsstande, Bienenhauser,

b) Einfriedungen und sonstige Sperren,

c) Steganlagen, Uferverbauungen und Schwimmplattformen,

d) Veranderungen der Erdoberflache durch Abgrabungen oder Aufschittungen, insbesondere die Erschlie3ung
und der Betrieb von neuen Kies-, Sand-, Lehm- oder Tongruben und sonstigen Erdaufschliissen sowie Ab-
schiitthalden oder Lagerflachen, auch, wenn diese nur temporar sind.

soweit es sich nicht bereits um Anlagen im Sinne der Nr. 1 dieser Verordnung handelt,

a) Schilder, Bild- und Schrifttafeln, Anschlage, Schaukésten, insbesondere auch Werbevorrichtungen aller Art
anzubringen, soweit sie nicht Wohn- und Gewerbebezeichnungen an den Wohn- oder Betriebsstéatten darstel-

len,

b) ober- oder unterirdisch gefiihrte Draht-, Kabel- oder Rohrleitungen zu verlegen sowie Masten aufzustellen oder
zu andern,

c) Sprengungen und Bohrungen durchzufiihren,

d) StralBen, Wege, Platze, insbesondere Park-, Camping-, Sport-, Spiel- und Badeplatze oder ahnliche Einrich-
tungen zu errichten oder iber das bestehende Maf3 hinaus zu andern,

e) Verkaufswagen aufzustellen oder Verkaufsstellen und Automaten zu errichten, anzubringen und zu betreiben,

f)  Bootsliegeplatze oder Lagerplatze fur Schwimmgeréate/ -kdrper aller Art (land-/ wasserseitig) anzulegen oder
zu andern.

StraRen, Wege und Platze mit anderem Material als Naturmaterial - auch nur in Teilen - zu erstellen oder zu er-
tiichtigen; nicht davon betroffen sind dem offentlichen Verkehr gewidmete, befestigte Stral3en, Wege und Platze.

auBerhalb der dem o6ffentlichen Verkehr gewidmeten StralRen, Wege und Platze mit Kraftfahrzeugen aller Art zu
fahren oder diese dort abzustellen; ausgenommen sind Fahrzeuge zur land-, forst-, jagd- und fischereiwirtschaftli-
chen Bewirtschaftung und zur rechtmé&Rigen Unterhaltung und Uberwachung der Gewasser und des vorhandenen
Wegenetzes.

oberirdisch Uber den zugelassenen Gemeingebrauch hinaus oder unterirdisch Wasser zu entnehmen, Gewasser,
deren Ufer oder Sohle, den Zu- und Ablauf des Wassers oder den Grundwasserstand zu verandern oder neue
Gewasser herzustellen.

Entwasserungsgraben oder Entwasserungseinrichtungen neu zu erstellen oder Giber das bestehende MaR hinaus
zu verandern.

Graben mit der Grabenfrase zu raumen.
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10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.

17.

18.

19.

20.

21.

22.

23.

Biotope nach § 30 Abs. 2 Satz 1 Nrn. 1, 2 und 4 BNatSchG und Art. 23 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 BayNatSchG zu
entwassern, trockenzulegen, zu diingen (mineralisch oder organisch) oder auf sonstige Weise zu zerstéren oder
Zu beeintrachtigen;

a) Streuwiesen zu beeintréachtigen, insbesondere umzubrechen, in mehrschiriges Grinland umzuwandeln, zu
beweiden oder aufzuforsten.

b) seggen- und binsenreiche Nasswiesen zu beeintrachtigen, insbesondere umzubrechen oder zu beweiden.
wild lebenden Tieren nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu téten oder Fortpflanzungs- und Ruhestatten
sowie Entwicklungsformen solcher Tiere zu beeintrachtigen oder zu zerstoren; § 44 Abs. 1 BNatSchG bleibt unbe-

rihrt.

wild lebende Pflanzen oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu be-
schadigen oder zu zerstéren; § 44 Abs. 1 BNatSchG bleibt unberihrt.

Baume mit erkennbaren Horsten, Héhlen und Spalten zu fallen.

in der freien Natur und auf3erhalb des Waldes landschaftspragende Gehdlze (Einzelbaume, Hecken, lebende
Zaune oder Feldgehdlze/ -gebiische) zu beseitigen; 8§ 39 Abs. 5 BNatSchG und Art. 16 BayNatSchG bleiben un-
berthrt.

Laub- und Mischwald sowie Moorwald in Wald mit Uberwiegendem Nadelholzanteil umzuwandeln.
Kurzumtriebsplantagen, Baumschulen oder Christbaumkulturen anzulegen.

Dauergriinland umzubrechen.

an den Gewassern den Uferbewuchs, Roéhricht- bzw. Schilfbestdnde oder Bestande von Wasserpflanzen zu ver-
nichten, wesentlich zu verandern, in Besténde von Réhricht oder Wasserpflanzen oder der Schwimmblattvegetation
einzudringen sowie chemische Mittel zur Beseitigung oder Bekdmpfung von Roéhricht oder Uferbewuchs einzuset-
zen; ausgenommen von der Erlaubnispflicht bleibt die Mahd von Roéhrichtbestédnden in Streuwiesen;

§ 39 Abs. 5 BNatSchG bleibt im Ubrigen unberiihrt.

Abfalle, Schutt und sonstige Gegenstande, soweit sie nicht bereits den Vorschriften des Abfallrechts unterliegen,
an anderen als den hierflir zugelassenen Platzen abzulagern, auch wenn keine Aufschittung im Sinne des Bau-
rechts beabsichtigt ist.

aul3erhalb zugelassener Platze zu zelten, Wohnwagen (auch Klappanhanger) oder motorisierte Wohnfahrzeuge
fur Ubernachtungszwecke abzustellen oder dies zu gestatten.

Luftfahrzeuge im Sinne des Luftverkehrsgesetzes oder ahnliche Fluggerate oder Flugmodelle mit Motorantrieb (z.B.
Drohnen) aufsteigen, fliegen oder landen zu lassen.

die Gewasser mit motorbetriebenen (z.B. Verbrennungs-/ Elektromotor) Fahrzeugen zu befahren. Dazu z&hlen
auch Fahrzeuge, die nur zeitweise durch AuRenbordmotoren bewegt werden und Segelboote.

gebietsfremde oder invasive Pflanzen- oder Tierarten einzubringen oder auszusetzen.
offenes Feuer zu entziinden oder zu unterhalten.

Feuerwerke abzubrennen.

(2) Die Erlaubnis ist unbeschadet anderer Rechtsvorschriften zu erteilen, wenn die beabsichtigte Ma3nahme nicht geeignet
ist, eine der in 8 4 dieser Verordnung genannten Wirkungen hervorzurufen oder diese Wirkungen durch Nebenbestim-
mungen ausgeglichen werden kdnnen.

(3) Wird die Erlaubnis mit Nebenbestimmungen erteilt, kann eine Sicherheitsleistung verlangt werden.
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86
Ausnahmen

Von den Beschrankungen dieser Vorschrift bleiben ausgenommen:

1.

10.

11.

1)

)
®)

1)

die der guten fachlichen Praxis im Sinne des Art. 3 Abs. 2 BayNatSchG entsprechende landwirtschaftliche, bzw. ord-
nungsgemale forstwirtschaftliche Bodennutzung sowie die ordnungsgemafe Ausiibung der Jagd und Fischerei; davon
unberthrt bleiben 8§ 5 Abs. 1 Nrn. 1, 3, 5, 6, 11, 12, 14, 15 dieser Verordnung.

bebaute Wohngrundstiicke und landwirtschaftliche Hofstellen sowie die daran unmittelbar angrenzenden Hofriume und
Hausgarten.

MalRnahmen zur laufenden naturnahen und schonenden Unterhaltung der Gewasser und deren Ufer im gesetzlich ge-
botenen Umfang nach § 39 WHG; davon unberihrt bleiben 8 5 Abs. 1 Nrn. 6, 7, 8, 16 dieser Verordnung.

der fach- und sachkundige Unterhalt von Graben und Entwasserungseinrichtungen, sofern dieser naturnah und scho-
nend ausgefuhrt wird; davon unberihrt bleiben § 5 Abs. 1 Nrn. 6, 7, 8 dieser Verordnung.

MalRnahmen zur ordnungsgemafen Instandhaltung von Strallen, Wegen und Platzen, einschlieBlich der Verkehrssi-
cherung.

der Betrieb, die ordnungsgeméaRe Instandhaltung von bestehenden Energie-, Wasserversorgungs- und Wasserentsor-
gungseinrichtungen, von bestehenden Fernmeldeanlagen sowie von bestehenden Einrichtungen zur
Landesverteidigung.

die Errichtung oder Anderung offener, sockelloser Einfriedungen im AuRenbereich, soweit sie einem landwirtschaftli-
chen Betrieb (z.B. zur Weidewirtschaft einschliellich der Haltung geeigneter Schalenwildarten, dem Schutz von
Forstkulturen sowie dem Schutz landwirtschaftlicher Kulturen vor Schalenwild) dienen und der Eigenart der Landschaft
angepasst werden.

nicht ortsfeste Anlagen zur Versorgung von Weidevieh mit Wasser, sowie Drahtleitungen zum Betrieb elektrischer Wei-
dezéune.

das Aufstellen und Anbringen von behdrdlichen Hinweisen auf den Schutz des Gebietes, behérdlichen Verbotstafeln,
Verkehrszeichen und Hinweistafeln sowie Wegemarkierungen.

die zur Erhaltung der Funktionsféhigkeit des Landschaftsschutzgebietes notwendigen und von den Naturschutzbehor-
den zugelassenen Uberwachungs-, Schutz-, Pflege- und EntwicklungsmaRnahmen.

der Einsatz von Motorbooten durch die Wasserrettungsdienste und die Wasserschutzpolizei und der Einsatz von Mo-
torbooten, welche zur Erfiillung 6ffentlicher Aufgaben bestimmt sind; davon unberiihrt bleibt § 5 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe
f) dieser Verordnung.

§7
Befreiungen

Von den Verboten nach § 4 dieser Verordnung kann unter den Voraussetzungen des § 67 BNatSchG im Einzelfall eine
Befreiung erteilt werden.

Wird die Befreiung mit Nebenbestimmungen erteilt, kann eine Sicherheitsleistung verlangt werden.
1Fur die Erteilung der Befreiung ist die untere Naturschutzbehdérde am Landratsamt Rosenheim zustandig. ?Bei Vorha-

ben der Landesverteidigung und des Zivilschutzes entscheidet Uiber die Befreiung das Bayerische Staatsministerium
fur Umwelt und Verbraucherschutz (Art. 56 Satz 1 BayNatSchG).

§8
Ordnungswidrigkeiten
Nach Art. 57 Abs. 1 Nrn. 2 und 7 BayNatSchG kann mit GeldbuR3e bis zu flinfzigtausend Euro belegt werden, wer

vorsatzlich oder fahrlassig entgegen § 4 dieser Verordnung im Schutzgebiet Verénderungen vornimmt, die geeignet
sind, das Landschaftsbild oder die Natur zu beeintrachtigen, insbesondere
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a. MalRnahmen oder Handlungen nach § 5 Abs. 1 Nrn. 1 bis 23 dieser Verordnung ohne die erforderliche Erlaubnis
vornimmt.

2. einervollziehbaren Nebenbestimmung in Form der Auflage zu einer Erlaubnis oder Befreiung nach § 5 Abs. 1 oder
§ 7 Abs. 1 dieser Verordnung nicht nachkommit.

(2) Die Einziehung von Gegenstéanden bemisst sich nach Art. 58 BayNatSchG.

89
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt des Landkreises Rosenheim in Kraft.

§10
AuRerkrafttreten der Kreisverordnung
Uber das Landschaftsschutzgebiet
zum Schutze von Landschaftsteilen um den Penzinger See

Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Kreisverordnung des Landkreises Rosenheim zum Schutze von Land-
schaftsteilen um den Penzinger See, Gemeinde Penzing vom 28.12.1976, genehmigt mit Schreiben der Regierung von
Oberbayern vom 23.12. 1976, Nr. 230-8459-R0-2/76, vertffentlicht im Amtsblatt fir den Landkreis Rosenheim vom
31.12.1976, Nr. 26, aulRer Kraft.

Landratsamt Rosenheim
Rosenheim, 17.12.2025

gez.

Otto Lederer
Landrat

Hinweis geméan Art. 52 Abs. 7 BayNatSchG:

Eine Verletzung der Vorschriften des Art. 52 Abs. 1 bis 6 BayNatSchG ist unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines
Jahres nach der Bekanntmachung der Rechtsverordnung schriftlich unter Angabe der Tatsachen, die die Verletzung be-
griinden sollen, bei der fiir den Erlass zustandigen Behorde (Landratsamt Rosenheim) geltend gemacht wird.
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BAUEN, PLANEN, GEWASSER, WOHNEN

Vollzug der Wassergesetze;

Verordnung des Landratsamtes Rosenheim Uber das Wasserschutzgebiet

im Gemeindegebiet Prutting, Landkreis Rosenheim, zum Schutz des Brunnens Sonnen
fir die 6ffentliche Wasserversorgung der Gemeinde Prutting vom 10.12.2025

Das Landratsamt Rosenheim erlasst aufgrund des § 51 und § 52 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 31.07.2009 (BGBI | S. 2585), zuletzt ge&ndert durch Gesetz vom 12.08.2025 (BGBI. 2025 | Nr.
189), in Verbindung mit Art. 31 und 73 des Bayerischen Wassergesetzes (BayRS 753-1-UG) folgende

VERORDNUNG

§ 1 Allgemeines

Zur Sicherung der 6ffentlichen Wasserversorgung fir die Gemeinde Prutting wird in der Gemeinde Prutting das in § 2 naher
umschriebene Wasserschutzgebiet festgesetzt. Fir dieses Gebiet werden die Anordnungen nach 88 3 bis 8 erlassen.

§ 2 Schutzgebiet
(1) Das Schutzgebiet besteht aus

- einem Fassungsbereich (Zone 1),
- einer engeren Schutzzone (Zone ll),
- einer weiteren Schutzzone (Zone III).

(2) Die Grenzen des Schutzgebietes und der einzelnen Schutzzonen sind in den im Anhang (Anlagen 1 und 2) veroffent-
lichten Lageplanen eingetragen (Anlage 1 - Schutzgebietsplan M 1 : 6.000, Anlage 2 — Detaillageplan Zone | und Zone
1M 1:1.000). Die Plane sind im Landratsamt Rosenheim und in der Gemeinde Prutting niedergelegt; sie kdnnen dort
wahrend der Dienststunden eingesehen werden. Fir den genauen Grenzverlauf ist ein Lageplan im MafR3stab 1:3.000
mafRgebend. Die genaue Grenze der Schutzzone verlauft auf der jeweils gekennzeichneten Grundstiicksgrenze oder,
wenn die Schutzzonengrenze ein Grundstiick schneidet, auf der der Fassung naheren Kante der gekennzeichneten
Linie.

(3) Veranderungen der Grenzen oder der Bezeichnungen der im Schutzgebiet gelegenen Grundstiicke beriihren die fest-
gesetzten Grenzen der Schutzzonen nicht.

(4) Der Fassungsbereich ist durch eine Umz&aunung, die engere und die weitere Schutzzone (I, Ill) sind, soweit erforderlich,
in der Natur in geeigneter Weise kenntlich gemacht.
8 3 Verbote, Beschréankungen und Handlungspflichten

(1) Es sind, unbeschadet der allgemein geltenden Regelungen sowie behérdlicher Entscheidungen gemal § 52 Abs. 1
Satz 1 WHG,
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in der weiteren
Schutzzone

in der engeren
Schutzzone

entspricht Zone

1. bei Eingriffen in den Untergrund
11 Aufschlisse oder Veranderungen nur zulassig wie in Zone Il sowie im un- | nur Bodenbearbeitung im Rahmen der
der Erdoberflache, auch wenn mittelbaren Zusammenhang mit den ordnungsgemaRen landwirtschaftli-
Grundwasser nicht aufgedeckt nach Nrn. 2 bis 5 zuldssigen Mal3nah- | chen, forstwirtschaftlichen oder
wird, vorzunehmen oder zu erwei- | men, verboten fiir genehmigungsfreie | gartnerischen Nutzung zulassig, verbo-
tern (insbesondere linienhaft Abgrabungen ten fir genehmigungsfreie
durchhaltende Gelandeeinschnitte, Abgrabungen
Fischteiche, Rohstoffabbau, geneh-
migungsfreie Abgrabungen gem.
Art. 6 Abs. 2 des Bayerischen Ab-
grabungsgesetzes (BayAbgrG))
1.2 Wiederverfillen von Baugruben, nur zulassig im Zuge von Baumalinah-
Leitungsgraben und sonstiger Er- men mit dem urspriinglichen
daufschlusse Erdaushub oder natiirlichem, unbe-
. - verboten
denklichem Bodenmaterial unter
Beachtung der bodenschutzrechtlichen
Vorschriften und Regelwerke
1.3 Auf- und Einbringen von Bodenma- | verboten, auch fir genehmigungsfreie Aufschiittungen nach Art. 57 Abs. 1 Nr. 9
terial auf oder in den Boden der Bayerischen Bauordnung (BayBO)
1.4 Leitungen zu verlegen oder zu er- | nur zulassig fur
neuern (ohne Nrn. 2.1, 3.7 und - unterirdische Leitungen ohne Verwen-
6.11) dung wassergefahrdender Stoffe, zur
unmittelbaren Versorgung im Schutz-
gebiet befindlicher Anwesen und
Einrichtungen, verboten
- Freileitungen mit Mastfundamenten
bis 3 m Tiefe, jedoch tber dem héch-
sten zu erwartenden
Grundwasserstand'- ohne Bodenver-
besserungsmalnahmen
15 Bohrungen nur zuldssig fur Bodenuntersuchungen bis zu 1 m Tiefe
1.6 Untertégige Eingriffe in den Unter-

grund, auch unterhalb des
genutzten Grundwasserleiters,
auch wenn diese aul3erhalb des
Wasserschutzgebietes ansetzen

nur zulassig fur abgelenkte, bergrechtlich betriebsplanpflichtige Tiefbohrungen
(insbesondere der tiefen Geothermie), die auRerhalb des Wasserschutzgebietes

ansetzen

1 Der hochste, naturliche Grundwasserspiegel, der an der Einbaustelle wiederkehrend zu erwarten ist. Hierfir ist der hochste gemessene
Grundwasserspiegel zugrunde zu legen, zuzuglich eines Sicherheitsabstandes von 0,5 m. In Abhéngigkeit geologischer und hydrogeologi-
scher (z. B. starke Grundwasserschwankungen im Karst), wetterbedingter (z. B. extreme Feuchtperioden) oder technischer (z. B.
Einstellung von Grundwasserentnahmen) Einfliisse kann im Einzelfall ein hoherer Sicherheitsabstand erforderlich sein. Sofern langjéahrige
durchgehende Messungen fur den Standort vorliegen (> 30 Jahre, mind. 1 Messung je Monat), kann der Sicherheitsabstand auch reduziert
werden. Sofern aus Hochwasserereignissen Extremwerte im Grundwasser resultieren, sind maximal hundertjahrliche Hochwasser (HQ 100)
manRgeblich. Bei fehlender Datengrundlage ist eine Ableitung aus Messungen an benachbarten Grundwasserstellen moglich, unter Beach-
tung der hydrogeologischen Verhéltnisse (z. B. Grundwassergefélle, ggf. abweichende Untergrundverhéltnisse).
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beim Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen (siehe Anlage 3, Ziffer 1 und 2)

Errichten oder Erweitern von Rohr-
leitungsanlagen zum Beférdern
wassergefahrdender Stoffe im
Sinne des § 65 des Gesetzes Uber
die Umweltvertraglichkeitsprifung
(UVPG) i. V. m. Nrn. 19.3 bis 19.6
der Anlage 1 UVPG sowie § 2 Abs.
2 der Rohrfernleitungsverordnung
(RohrFLtgV), auBerdem von Rohr-
leitungsanlagen, die nicht der
Verordnung Uber Anforderungen
zum Umgang mit wassergefahrden-
den Stoffen (AwSV) unterliegen,
bei denen jedoch zumindest Anla-
genteile wassergeféahrdende Stoffe
enthalten kénnen

verboten

2.2

Anlagen nach § 62 Abs. 1 Satz 1,
Satz 2 und Satz 3 erste Alternative
WHG zum Umgang mit wasserge-
fahrdenden Stoffen zu errichten
oder zu erweitern (ohne Nrn. 2.4
bis 2.6)

Hinweis: Betreiben siehe Nr. 2.3

verboten

2.3

Anlagen nach § 62 Abs. 1 Satz 1,
Satz 2 und Satz 3 erste Alternative
WHG zum Umgang mit wasserge-
fahrdenden Stoffen zu betreiben

fur alle bestehenden Anlagen (Anlagen, die am 10.12.2025 bereits errichtet sind,
sind bestehende Anlagen im Sinne dieser Verordnung): Betreiben nur zuléssig
bei Anzeige innerhalb von 3 Monaten nach Inkrafttreten dieser Verordnung so-
wie unter Einhaltung der Pflichten und Fristen in Anlage 3, Ziffer 2a; durch diese
Verordnung neu begriindeten und Fristen sind erstmalig innerhalb von 2 Jahren
nach deren Inkrafttreten zu erfillen

2.4

Biogasanlagen zu errichten oder zu
erweitern?

verboten

2.5

Windkraftanlagen zu errichten oder
zu erweitern

verboten

2.6

Anlagen zur Erdwarmenutzung zu
errichten oder zu erweitern

verboten

2.7

Abfiullen und Lagern wassergefahr-
dender Stoffe auf3erhalb von
Anlagen nach § 62 WHG

nur zulassig fur

- das Abfiillen (z. B. Betanken) tber
technischen Schutzvorkehrungen mit
Eignungsnachweis

- das kurzfristige (wenige Tage) La-
gern von Stoffen bis
Wassergefahrdungsklasse 2 in daftr
geeigneten, dichten Transportbehal-
tern bis zu je 50 Liter

verboten

2 Garsubstrat- und Garrestelager sind Teil der Biogasanlage, wenn sie nach § 2 Abs. 14 AwSV im engen raumlichen und funktionalen
Zusammenhang mit der Herstellungsanlage stehen.
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2.8 Sonstiger Umgang mit wasserge- nur zulassig fur nur zulassig fur
fahrdenden Stoffen auerhalb von |- Verwenden lber fliissigkeitsundurch- | - Mitfiihren und Verwenden der néti-
Anlagen nach § 62 WHG, soweit lassigen, regelmaRig durch gen Betriebsstoffe fiir Fahrzeuge und
nicht nach Nrn. 4.12, 4.13, 6.1, 6.2, Augenschein auf Unversehrtheit und Maschinen (auf die Pflicht zur Gefah-
6.4 und 6.5 zulassig Funktionsfahigkeit zu kontrollieren- renminimierung, z. B. Verwendung
den, vor Witterungseinfliissen biologisch abbaubarer Ketten-
geschuitzten Betriebsflachen (wie schmierdle, wird hingewiesen),
z. B. in Werkstatten), unter Bereithal- | - Winterdienst auf gewidmeten Ver-
ten geeigneter Bindemittel kehrswegen
- Mitfuhren und Verwenden der noti-
gen Betriebsstoffe fiir Fahrzeuge und
Maschinen (auf die Pflicht zur Gefah-
renminimierung, z. B. Verwendung
biologisch abbaubarer Ketten-
schmierdle, wird hingewiesen),
- Kleinmengen im Rahmen des Ubli-
chen privaten Hausgebrauchs
- Winterdienst auf gewidmeten Ver-
kehrswegen
29 Abfall im Sinne der Abfallgesetze
auf Deponien sowie bergbaulichen
Abraum oder unverwertbare Lager- | verboten
stattenanteile in Gruben, Briichen
und Tagebauen abzulagern
2.10 | Genehmigungspflichtiger Umgang
mit radioaktiven Stoffen im Sinne bot
des Atomgesetzes und der Strah- verboten
lenschutzverordnung
3. bei Abwasserbeseitigung und Abwasseranlagen
3.1 Abwasserbehandlungsanlagen fur
hausliches, gewerbliches oder
kommunales Abwasser zu errichten
oder zu erweitern, einschliel3lich verboten
Kleinklaranlagen
Hinweis: Betreiben siehe Nr. 3.8
3.2 Mischwasserentlastungsbauwerke
zu errichten oder zu erweitern
verboten
Hinweis: Betreiben siehe Nr. 3.8
3.3 Trockentoiletten nur zulassig fiir die Dauer des konkre-
ten Anlasses (Baustelle, Veranstaltung)
o wy verboten
und mit dichtem, regelmafiig geleertem
Behalter
3.4 Ausbringen von Abwasser verboten
Hinweis: Befreiungsoptionen s. Anlage | verboten
3 Ziffer 3
35 Anlagen zum gezielten Einleiten nur zulassig bei ausreichender Reini-
von gesammeltem Niederschlags- | gung durch flachenhafte Versickerung
wasser ins Grundwasser oder tiber den bewachsenen Oberboden
Oberflachengewésser, einschliel3- verboten
lich Regenklar- und
Regenruckhaltebecken, zu errich-
ten oder zu erweitern
3.6 Anlagen zum gezielten Einleiten

von gereinigtem kommunalem,
hauslichem oder gewerblichem Ab-
wasser ins Grundwasser
(Versickern) zu errichten oder zu
erweitern

verboten
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3.7 Abwasserleitungen und zugehdrige | nur zulassig fir Freispiegel- oder Un-
Anlagen zu errichten oder zu erwei- | terdruckleitungen zum Ableiten des im
tern Wasserschutzgebiet anfallenden Ab-
wassers (kein Durchleiten von
Hinweis: Betreiben siehe Nr. 3.8 aullerhalb des Wasserschutzgebietes
gesammeltem Abwasser), wenn der
schadensfreie Zustand der Entwésse- | verboten
rungsanlagen vor Inbetriebnahme
durch Dichtheitspriifung, bei Freispie-
gelanlagen zusétzlich durch einge-
hende Sichtpriifung, nach den allge-
mein anerkannten Regeln der Technik
nachgewiesen wird.
3.8 Abwasseranlagen sowie Grund- nur zulassig unter Nachweis der Pri-
stiicksentwasserungsanlagen fungen gem. Anlage 3 Ziffer 4 dieser
einschlieBlich Kleinklaranlagen zu | Verordnung gegentiber dem Landrat-
betreiben samt Rosenheim.
Bei zum Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieser Verordnung bereits bestehen-
den Leitungen oder Anlagen sind die verboten
Nachweise der Prufungen gem. Anlage
3 Ziffer 4 der Verordnung erstmalig in-
nerhalb von zwei Jahren nach
Inkrafttreten der Verordnung gegen-
Uiber dem Landratsamt Rosenheim
vorzulegen.
4. bei Verkehrswegen, Platzen mit besonderer Zweckbestimmung, Hausgérten, sonstigen Handlungen im Freien
41 StralRen, Wege und sonstige Ver- - nur zulassig ohne wesentliche Min- | nur zulassig fur 6ffentliche Rad-, Feld-
kehrsflachen (Flachen nach § 9 derung (< 10 %) der Schutzfunktion | und Waldwege, beschrankt-6ffentliche
Abs. 1 Nr. 11 BauGB, landwirt- der Grundwasseriiberdeckung, fir Wege, Eigentiimer- und Privatwege,
schaftliche sowie gewerbliche 0 Gemeindeverbindungsstrafen, ohne Gelandeeinschnitte und bei breit-
Hofflachen, die der Zufahrt, dem Kreis-, Staats-, Bundesstral3en, flachigem Versickern des ungesammelt
Umschlagen und der voriiberge- wenn die Richtlinien fur bautech- | abflieBenden Niederschlagswassers
henden Lagerung dienen kdnnen) nische Malinahmen an Strafl3en in
zu errichten oder zu erweitern Wasserschutzgebieten (RiStWag)
in der jeweils geltenden Fassung
beachtet werden
0 sonstige Flachen unter Beriick-
sichtigung von Nr. 3.5
0 sonstige Wege wie in Zone Il
- verboten fir Bundesautobahnen
4.2 Eisenbahnanlagen zu errichten
. verboten
oder zu erweitern
4.3 Verwenden von Baumaterialien mit | nur zulassig wie in Zone Il und fiir sor- | nur zulassig fiir mineralische Ersatz-
auswaschbaren oder auslaugbaren | tenreinen mineralischen Ziegel- oder baustoffe gemaf § 19 Abs. 6 Satz 2
wassergefahrdenden Stoffen (z. B. | Betonbruch fiir den Wegebau ErsatzbaustoffV,
Recyclingmaterial, Schlacke, Im- verboten fur Gleisschotter
pragniermittel), insbesondere beim
Stral3en-, Wege-, und Eisen-bahn-
bau
4.4 Baustelleneinrichtungen, Bau- nur zuléssig fur Baustelleneinrichtun-
stofflager zu errichten oder zu gen und die unvermeidbare Lagerung
erweitern der fur die Baumafnahme benétigten
Baustoffe, wobei auswaschbare oder
o . verboten
auslaugbare Materialien witterungsge-
schitzt zu lagern sind
(auf die Nrn. 2.2 und 2.7 wird hingewie-
sen)
45 Bade- oder Zeltplatze einzurichten | nur zulassig mit Abwasserentsorgung
oder zu erweitern; Camping aller Uber eine dichte Sammelentwasserung | verboten
Art unter Beachtung von Nr. 3.7 und 3.8
4.6 Sportanlagen zu errichten oder zu

erweitern

verboten
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4.7 Offentliche Veranstaltungen durch-
N verboten
zufihren
4.8 Friedhofe zu errichten oder zu er-
; verboten
weitern
4.9 Flugplatze einschl. Sicherheitsfla-
chen, Notabwurfplatze, militarische
- N verboten
Anlagen und Ubungsplatze zu er-
richten oder zu erweitern
4.10 :\g'rl]'ta“SChe Ubungen durchzufih- nur Durchfahrt auf klassifizierten Stral3en zulassig
4.11 | Kleingartenanlagen zu errichten
. verboten
oder zu erweitern
4.12 | Anwendung von Pflanzenschutzmit-
teln auf Freilandflachen, die nicht
der land- oder forstwirtschaftlichen
oder gartnerischen Produktion die- | verboten
nen (z. B. Verkehrswege, fur die
Allgemeinheit bestimmte Flachen
wie Rasensport- und Golfplatze)
4.13 | Dingen mit Stickstoffdiingern nur zulassig bei standort- und bedarfs- | nur zulassig bei standort- und bedarfs-
gerechter Dlingung mit den nach gerechter Dingung mit Mineraldiinger
Nrn. 6.1 bis 6.3 zulassigen Stoffen
5. bei baulichen Anlagen
51 bauliche Anlagen und zugehdérige nur zuléssig bis 4 m Eingriffstiefe (auch
Kfz-Stellplatze (ohne Nr. 4.1) zu er- | zur Baugrunderkundung), wenn anfal-
richten oder zu erweitern lendes hausliches oder gewerbliches
Abwasser in eine dichte Sammelent- verboten
wasserung eingeleitet (unter
Beachtung von Nrn. 3.5, 3.7 und 3.8)
wird
5.2 Ausweisung neuer Baugebiete verboten
5.3 Stallungen zu errichten oder zu er- | verboten fiir neue landwirtschaftliche
weitern? Anwesen
fur bereits vorhandene landwirtschaftli- | verboten
che Anwesen nur zuléssig
entsprechend Anlage 3 Ziffer 5
5.4 Anlagen zum Lagern und Abfillen | nur zuléssig im engen rdumlichen und
von Jauche, Gllle, Silagesickersaft, | funktionalen Zusammenhang mit Stal-
Festmist und Garfutter (JGS-Anla- | lungen nach MalRgabe der Anlage 3, bot
gen)* zu errichten oder zu erweitern | Ziffer 5a, frihestens 6 Wochen nach veroboten
Anzeige der MalRnahme beim Landrat-
samt Rosenheim
5.5 Anlagen zum Lagern und Abflllen | fur alle bestehenden Anlagen: Betrei-
von Jauche, Gllle, Silagesickersaft, | ben nur zulassig bei Anzeige innerhalb
Festmist und Garfutter (JGS-Anla- | von 3 Monaten nach Inkrafttreten die-
gen)* zu betreiben ser Verordnung und unter Einhaltung
von Anlage 3 Ziffer 5b. Durch diese verboten
Verordnung neu begriindete Pflichten
und Fristen sind erstmalig innerhalb
von 2 Jahren nach deren Inkrafttreten
zu erfillen.
5.6 gewasserbauliche Veréanderungen

vorzunehmen, welche Grundwas-
serstrémung und -beschaffenheit
beeinflussen kénnen

verboten

3 Bezuglich der Grundanforderungen wird auf die Anlage 7 ,Anforderungen an JGS-Anlagen* der Verordnung tber Anlagen zum Umgang
mit wassergefahrdenden Stoffen (AwSV), sowie auf die entsprechenden ,Technischen Regeln wassergeféahrdende Stoffe (TRwS) JGS-
Anlagen”“, DWA-Arbeitsblatt A 792 in der jeweils aktuellen Fassung hingewiesen, die nahere Ausfiihrungen zur baulichen Gestaltung (u. a.
Leckageerkennung) und zu Betrieb und Uberwachung enthalten; auf aktuellen Stand gemaR AwSV ist zu achten.

4 nach § 2 Abs. 13 AWSV

233




6 bei landwirtschaftlichen, forstwirtschaftlichen und gartnerischen Flachennutzungen
6.1 Dungen mit Giille, Jauche, Fest- nur zuléssig wie bei Nr. 6.2
mist, Festmistkompost und verboten
Garresten
6.2 Diingen mit sonstigen organischen | nur zulassig unter Einhaltung aller aktuellen fachlichen Regeln und Rechtsvor-
und mineralischen Stickstoffdiin- schriften.
gern (ohne Nr. 6.3)
6.3 Ausbringen oder Lagern von verboten,
- Stoffen nach Abfallverzeichnis- ausgenommen Kompost
Verordnung -AVV- (insbesondere - mit RAL-Prifzeugnis ,geeignet fur
Schlamme jeglicher Art), WSZ III*
- klarschlammbhaltigen Diingemit- - aus der Eigenkompostierung in
teln, Hausgarten verboten
- Dingemitteln bzw. Géarresten bzw.
Kompost mit Anteilen von behan-
delten oder unbehandelten
Bioabféllen oder tierischen Neben-
produkten
6.4 Lagern von Festmist, Sekundarroh- | nur zulassig fur Kalkdiinger, Mineral-
stoffdiinger oder Mineraldiinger auf | diinger und Schwarzkalk verboten
unbefestigten Flachen (auf die Pflicht zur dichten Abdeckung
gegen Niederschlag wird hingewiesen)
6.5 Lagern von Gérfutter- oder Garsub- | nur zuldssig in allseitig dichten Folien-
strat auBerhalb ortsfester Anlagen | silos bei Siliergut ohne verboten
Gérsafterwartung sowie Ballensilage
6.6 ganzjéhrige Bodendeckung durch erforderlich, soweit fruchtfolge- und witterungsbedingt méglich.
Zwischen- oder Hauptfrucht Eine wegen der nachfolgenden Fruchtart unvermeidbare Winterfurche darf erst
ab 01.11. erfolgen.
Zwischenfrucht vor Mais darf erst ab 15.03. eingearbeitet werden.
6.7 Beweidung jeglicher Art, Freiland- | nur zuléssig auf Griinland, Feld- und
tierhaltung (auch in Zusam- Kleegras ohne flachige Verletzung der
menhang mit ortsverdnderlichen Grasnarbe (siehe Anlage 3, Ziffer 6) verboten
Geflugelstéllen), Koppel- und oder fur bestehende Nutzungen, die
Pferchtierhaltung unmittelbar an vorhandene Stallungen
gebunden sind
6.8 Wildfutterplatze und Wildgatter zu
errichten; bot
Wildkirrungen, Aufbrechen und Ver- verboten
graben von Wild/ Wildresten
6.9 Anwendung chemischer Pflanzen-
schutzmittel aus Luftfahrzeugen verboten
oder zur Bodenentseuchung
6.10 | Landwirtschaftliche Drane und zu- | verboten, verboten,
gehdrige Vorflutgraben anzulegen, | ausgenommen Instandsetzungs- und ausgenommen Instandsetzungs- und
zu &ndern oder zu erneuern PflegemalRnahmen an bereits beste- PflegemalRnahmen an bereits beste-
henden Einrichtungen, mit schonenden | henden Einrichtungen, mit schonenden
Verfahren 1 Woche nach Anzeige beim | Verfahren nach Befreiungi. S.v. 8§ 4
Landratsamt Rosenheim dieser Verordnung beim Landratsamt
Rosenheim
6.11 | besondere Nutzungen im Sinne von | nur Gewéachshauser mit geschlosse-
Anlage 2, Ziffer 7 neu anzulegen nem Bewasserungssystem zulassig
oder zu erweitern - Beerenanbau
- Baumschulen und forstliche verboten
Pflanzgéarten
- Energiepflanzenanbau
6.12 | Anlegen von Riickegassen nur zulassig unter Beachtung des LfU- | nur zulassig wie in Zone 11, 4 Wochen
Merkblattes 1.2/10 ,Forstwegebau und | nach Anzeige beim Landratsamt Ro-
Holzernte im Wasserschutzgebiet* senheim
6.13 | Forstliche HiebemaRnahmen, Kahl- | nur zuldssig im Rahmen schonender Bewirtschaftung gem. Art. 14 BayWaldG;

hiebe und wirkungsgleiche
MafRnahmen

Kahlhiebe nur in besonders begriindeten Fallen (wie z.B. Windwurf, Schadlings-
befall, etc.) Befreiung i. S. v. § 4 dieser Verordnung durch das Landratsamt

Rosenheim
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6.14

Rodung verboten

6.15

Lagerung von Hackschnitzeln au- nur zulassig fir unbehandeltes Material
Rerhalb von Gebauden und bei sténdiger Abdeckung gegen verboten
Niederschlage

6.16

Nasskonservierung von Rundholz | verboten

(2) Im Fassungsbereich (Schutzzone I) sind sdmtliche unter den Nr. 1 bis 6 aufgefuhrte Handlungen verboten. Das Betreten

1)

)

®)

(4)

1)

)

1)

)

®)

(4)

(6)

ist nur zuldssig fur Handlungen im Rahmen der Wassergewinnung und -ableitung durch Befugte des Trégers der 6f-
fentlichen Wasserversorgung, die durch diese Verordnung geschiitzt ist, oder der von ihm Beauftragten.

84  Befreiungen

Fur die Erteilung von Befreiungen von Einschrankungen, Verboten und Handlungspflichten des § 3 sowie von Duldungs-
und Handlungspflichten nach 88 6 und 7 gilt § 52 Abs. 1 Sé&tze 2 und 3 WHG.

Die Befreiung nach 8 52 Abs. 1 Satz 2 WHG ist widerruflich; sie kann mit Inhalts- und Nebenbestimmungen verbunden
werden und bedarf der Schriftform.

Im Falle des Widerrufs kann das Landratsamt Rosenheim vom Grundstlickseigentimer verlangen, dass der frihere
Zustand wiederhergestellt wird, soweit es das Wohl der Allgemeinheit, insbesondere den Schutz der Wasserversorgung
erfordert.

Sind fur die Zwecke der Wassergewinnung und -ableitung Befreiungen von Verboten und Beschrankungen des § 3 Abs.
1 und 2 beziglich der Nrn. 3.5 und 5.1 erforderlich, so hat der Trager der 6ffentlichen Wasserversorgung, die durch
diese Verordnung geschutzt ist, oder der von ihm Beauftragte die erforderlichen BaumafRnahmen und Schutzvorkeh-
rungen frihzeitig mit dem Wasserwirtschaftsamt Rosenheim abzustimmen. Fir dringende AbhilfemaBnahmen in
Notfallen gilt die Befreiung als erteilt, sofern die das Landratsamt Rosenheim, das Wasserwirtschaftsamt Rosenheim
und das Staatl. Gesundheitsamt Rosenheim verstandigt sind.

§5  Beseitigung und Anderung bestehender Einrichtungen

Die Eigentimer und Nutzungsberechtigten von Grundstiicken innerhalb des Schutzgebiets haben die Beseitigung oder
Anderung von Einrichtungen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung bestehen und deren Bestand, Er-
richtung, Erweiterung oder Betrieb unter die Verbote des § 3 fallen, auf Anordnung des Landratsamtes Rosenheim zu
dulden, sofern sie nicht schon nach anderen Vorschriften verpflichtet sind, die Einrichtung zu beseitigen oder zu &ndern.

Fir MalRnahmen nach Abs. 1 ist nach § 52 Abs. 4 WHG in Verbindung mit 88 96 - 98 WHG und Art. 57 BayWG Ent-
schadigung zu leisten.

§ 6  Handlungs- und Duldungspflichten (§ 52 Abs. 1 Nrn. 2 und 3 WHG)

Die Eigentimer und Nutzungsberechtigten von Grundstiicken innerhalb des Schutzgebietes haben zu dulden, dass die
Grenzen des Fassungsbereiches und der Schutzzonen durch Aufstellen oder Anbringen von Hinweiszeichen kenntlich
gemacht werden.

Sie haben ferne Probenahmen von im Schutzgebiet zum Einsatz bestimmten Diingemitteln und Pflanzenschutzmitteln
durch Beauftragte des Landratsamtes Rosenheim zur Kontrolle der Einhaltung der Vorschriften dieser Verordnung zu
dulden.

Sie haben ferne die Entnahme von Boden-, Vegetations- und Wasserproben und die hierzu notwendigen Verrichtungen
auf den Grundstlicken im Wasserschutzgebiet durch Beauftragte des Tragers der 6ffentlichen Wasserversorgung, die
durch diese Verordnung geschiitzt ist, oder des Landratsamtes Rosenheim zu dulden.

Sie haben ferner das Betreten der Grundstiicke zur Wahrnehmung der Eigenliberwachungspflichten geman § 52 Abs.
1 Satz 1 Nr. 3 WHG und geméR & 3 der Verordnung zur Eigenliberwachung von Wasserversorgungs- und Abwasser-
anlagen (Eigeniiberwachungsverordnung -EUV-) in der jeweils geltenden Fassung durch Bedienstete des Tragers der
offentlichen Wasserversorgung, die durch diese Verordnung geschiitzt ist, oder von ihm hiermit Beauftragte zu gestat-
ten, die hierzu erforderlichen Auskiinfte zu erteilen und technische Ermittlungen und Prifungen zu ermdglichen.

Sind Aufzeichnungen nach dieser Verordnung vorzunehmen, sind diese auf Verlangen dem Begiinstigten und dem
Landratsamt Rosenheim innerhalb von 4 Wochen vorzulegen.
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1)

)

1)

)

®)

(4)

(6)

87  Ausgleichsleistungen und Entschadigung (Art. 32, 57 BayWG, § 52 Abs. 4 und 5 WHG)

Soweit diese Verordnung oder eine aufgrund dieser Verordnung ergehende Anordnung erhéhte Anforderungen fest-
setzt, die die ordnungsgemalfe land- oder forstwirtschaftliche Nutzung einschranken oder Mehraufwendungen fir den
Bau und Betrieb land- oder forstwirtschaftlicher Betriebsanlagen nach MalR3gabe des Art. 32 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BayWG
zur Folge haben, ist fur die dadurch verursachten wirtschaftlichen Nachteile ein angemessener Ausgleich nach Art. 32
in Verbindung mit Art. 57 BayWG zu leisten. Die H6he ergibt sich aus den zum Erreichen des Schutzzwecks tatséchlich
erforderlichen Einschrankungen oder Mehraufwendungen.

Soweit diese Verordnung oder eine aufgrund dieser Verordnung ergehende Anordnung das Eigentum unzumutbar be-
schréankt und diese Beschrankung nicht durch eine Befreiung nach § 4 oder durch andere MaRnahmen vermieden oder
ausgeglichen werden kann, ist Gber die Félle des § 5 Abs. 2 hinaus nach § 52 Abs. 4 WHG in Verbindung mit §8 96 -
98 WHG und Art. 57 BayWG Entschadigung zu leisten

§8
Pflichten des Tragers der offentlichen Wasserversorgung, die durch diese Verordnung geschiitzt ist
(Beglinstigter)

Der Beglinstigte hat den Fassungsbereich wirksam gegen den Zutritt Unbefugter, gegen Zufluss von Niederschlags-
und Schmelzwéassern sowie vor Beeintrachtigungen der schiitzenden Bodendecke und ggf. der Fassungsanlagen in-
folge tieferer Durchwurzelung und Windwurf zu schitzen. Bereits vorhandene Baume sind bodenschonend zu
entfernen, entstandene Verletzungen der Bodendecke umgehend zu beheben.

Der Begiinstigte hat bei nicht 6ffentlichen StraBen, Wegen und Platzen zur Kennzeichnung die Hinweiszeichen auf
eigene Kosten zu beschaffen und an den Stellen anzubringen und zu unterhalten, an denen es das Landratsamt Ro-
senheim anordnet. Dies gilt auch fir oberirdische Gewasser und sonstige Stellen, an denen eine Kennzeichnung
erforderlich ist.

Der Begiinstigte hat die Engere Schutzzone (Zone IlI) mindestens vierteljahrlich, die Weitere Schutzzone (Zone IIl)
mindestens einmal pro Jahr zu begehen. Festgestellte VerstdRe gegen die Anordnungen der Schutzgebietsverordnung
sind in das Betriebstagebuch einzutragen und in den Jahresbericht nach § 5 EUV aufzunehmen. Sofern eine Mangel-
beseitigung in einer der Gefahrdungslage und Zumutbarkeit angemessenen Frist nicht erreicht werden kann, sind das
Landratsamt Rosenheim und das Wasserwirtschaftsamt Rosenheim zu verstandigen.

Das Verbot der Dingung mit Gulle, Jauche, Festmist, Garresten aus Biogasanlagen und Festmistkompost in der Enge-
ren Schutzzone (Zone 1) ist mindestens einmal im Monat zu kontrollieren. Verstof3e sind dem Landratsamt Rosenheim
unverziglich mitzuteilen.

Die Begehungen und Kontrollen sind im Jahresbericht nach § 5 EUV zu dokumentieren.

Der Begiinstigte hat die Vorlagen der Aufzeichnungen geméaR § 3 Abs. 1 Nr. 4 und § 5 EUV in Verbindung mit § 52 Abs.
1 Nr. 3 WHG jahrlich vollstandig und unaufgefordert vorzunehmen. Dies betrifft insbesondere auch die Daten zur Roh-
wasserbeschaffenheit.

Der Begiinstigte hat im Schutzgebiet die Grundstiicke mit Waldbestand und mit Dauergriinlandnutzung im Benehmen
mit dem Amt fir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten zu ermitteln und zwei Fertigungen des Schutzgebietsplanes
mit den entsprechenden Eintragungen bis spatestens 12 Monate nach Erlass der Wasserschutzgebietsverordnung dem
Landratsamt Rosenheim vorzulegen.

89  Ordnungswidrigkeiten

Nach § 103 Abs. 1 Nr. 7a, Abs. 2 WHG und Art. 74 Abs. 2 Nr. 1 BayWG kann mit Geldbuf3e bis zu fuinfzigtausend Euro
belegt werden, wer vorsatzlich oder fahrlassig

1.

2.

einer Beschrankung, einem Verbot oder einer Handlungspflicht nach § 3 Abs. 1 und Abs. 2 zuwiderhandelt oder einer
Pflicht nach § 8 nicht nachkommt,

eine im Wegen einer Befreiung nach § 4 zugelassene Handlung vornimmt, ohne die mit der Befreiung verbundenen
Inhalts- und Nebenbestimmungen zu befolgen, oder

Anordnungen oder MaRnahmen nach 88 5 und 6 nicht duldet.
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8§10 Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt fir den Landkreis Rosenheim in Kraft.
Landratsamt Rosenheim
Rosenheim, 10.12.2025
gez.

Otto Lederer
Landrat (EAP. 8631)
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WIRTSCHAFT, ARBEIT, GEWERBLICHER VERBRAUCHERSCHUTZ
VERKEHR, ENERGIE

Feststellung geméaR 8 5 Abs. 2 des Gesetzes uber die Umweltvertraglichkeitspriufung (UVPG)

im Rahmen des Genehmigungsverfahrens nach 8 4 Abs. 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetezs (BimSchG)
auf Errichtung und Betrieb einer Schwachgasbehandlungsanlage

auf der Flurnummer 1769, Gemarkung Raubling, Gemeinde Raubling

Bekanntmachung des Landratsamtes Rosenheim vom 19.12.2025
Az.: 35 NG-2025-70698

Die DS Smith Paper Deutschland GmbH beabsichtigt, auf dem Grundstiick mit der FI.Nr. 1769 der Gemeinde und Gemar-
kung Raubling eine Schwachgasbehandlungsanlage zu errichten und zu betreiben.

Das beantragte Vorhaben bedarf einer Genehmigung gemaf § 4 des Gesetzes zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwir-
kungen durch Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschitterungen und ahnliche Vorgange (Bundes-Immissionsschutzgesetz
- BImSchG) in Verbindung mit Nr. 8.1.3 (Verfahrensart V) des Anhangs 1 zur Vierten Verordnung zur Durchfiihrung des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung tiber genehmigungsbedirftige Anlagen - 4. BImSchV).

Fiur das Vorhaben war im Rahmen einer standortbezogenen Vorpriifung auBerdem festzustellen, ob eine Umweltvertrag-
lichkeitsprifung durchzufiihren ist, da die Anlage auch durch die Nr. 8.1.3 UVPG in Anlage 1 des UVPG (Abfackeln von
Deponiegas oder anderen gasformigen Stoffen, ausgenommen uber Notfackeln, die fir den nicht bestimmungsgeméafien
Betrieb erforderlich sind) erfasst ist. Aufgrund der Kennzeichnung mit dem Buchstaben ,S* in der Spalte 2 der Liste ,UVP-
pflichtige Vorhaben“ ist flir das Vorhaben eine standortbezogene Vorpriifung nach § 7 Abs. 2 UVPG durchzufiihren.

Die Bewertung im Rahmen einer tiberschlagigen Prifung anhand der vorgelegten Antragsunterlagen, eigener Ermittlungen
und der fiir die Entscheidung maRgeblichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften ergab, dass durch das geplante Vorhaben
keine erheblich nachteiligen Auswirkungen auf die Umwelt bei den durch das Vorhaben betroffenen Schutzkriterien nach
Nummer 2.3 der Anlage 3 zum UVPG zu erwarten sind.

Demnach ist die Durchfiihrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung im Rahmen des

Genehmigungsverfahrens fiir das genannte Vorhaben nicht erforderlich.

Die Feststellung wird hiermit nach § 5 Abs. 2 UVPG o6ffentlich bekannt gegeben.

Die Unterlagen Uber die standortbezogene Vorpriifung des Einzelfalls sowie Auskiinfte tiber das Vorhaben nach dem Um-
weltinformationsgesetz - UIG - kdnnen beim Landratsamt Rosenheim, Sachgebiet 35, Untere Immissionsschutzbehérde,
Wittelsbacher StraRe 53, 83022 Rosenheim, Telefon 08031/392-3503 nach vorheriger Terminvereinbarung wéahrend der
Ublichen Dienststunden eingesehen bzw. eingeholt werden.

Hinweis: Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung nicht selbstéandig anfechtbar ist (§ 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG).
Landratsamt Rosenheim

Rosenheim, 09.12.2025

gez.

Albrecht
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BEKANNTMACHUNG DER GEMEINDEN UND ZWECKVERBANDE
UND SONSTIGER BEHORDEN

Benutzungsordnung des Zweckverbandes Abfallverwertung Siidostbayern (ZAS)

1)

@)

1)

)

8 1 Allgemeines

Der Zweckverband hat die Aufgabe, den von seinen Verbandsmitgliedern oder aus dem Bereich seiner Verbandsmit-
glieder zugefiihrten, nicht vermeidbaren und stofflich nicht verwertbaren Abfall bei geringstmdglicher Belastung der
Umwelt zu verwerten, weiter zu behandeln, bzw. zu entsorgen (§ 4 Abs. 1 der Verbandssatzung). Die Einzelheiten des
Anschlusszwangs und der Uberlassungspflicht sind in den Abfallwirtschaftssatzungen der Verbandsmitglieder geregelt.
Fur die Entsorgung von Abféllen, fur die eine Andienungspflicht gegentiber den Verbandsmitgliedern besteht, enthalt
diese Benutzungsordnung erganzend zu den Bestimmungen in den Abfallwirtschaftssatzungen der Verbandsmitglieder
offentlich-rechtliche Regelungen zur Ausgestaltung des Benutzungsverhaltnisses.

Der Zweckverband ist dariiber hinaus berechtigt, zur Auslastung der Kapazitat der Anlage Entsorgungsvertrage mit
anderen Gebietskorperschaften oder privaten Anlieferern abzuschlieRen. Weiterhin kénnen Abfalle im MHKW energe-
tisch verwertet werden, soweit die gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen (8 4 Abs. 1 S. 2 und 3 der
Verbandssatzung). Werden Abfélle aufgrund vertraglicher Vereinbarung entsorgt, gilt diese Benutzungsordnung als
Bestandteil der Vereinbarung, soweit nichts Abweichendes bestimmt wird.

§ 2 Geltungsbereich
Diese Benutzungsordnung gilt fur die folgenden 6ffentlichen Entsorgungseinrichtungen des Zweckverbandes:

. Mullumladestation in Marklkofen

Mullumladestation in Huldsessen (Gemeinde Unterdietfurt)
. Millumladestation in Mihldorf a. Inn

. Millumladestation in Weiderting (Gemeinde NufR3dorf)

. Millumladestation in Thansau (Gemeinde Rohrdorf)

. Millumladestation in Hoftham (Stadt Freilassing)

. Millannahmestation beim Miullheizkraftwerk Burgkirchen

. Millheizkraftwerk (MHKW) in Burgkirchen

ONOUTAWNE

Fur die Anlieferung von Abféllen zur Beseitigung an den vorgenannten Entsorgungsanlagen werden folgende Einzugs-
gebiete festgelegt:

1. Abfalle zur thermischen Behandlung aus dem Gebiet des Landkreises Altétting sind grundsétzlich am MHKW Burg-
kirchen anzuliefern.

2. Abfalle zur thermischen Behandlung aus den Gebieten der anderen Verbandsmitglieder des Zweckverbandes sind
grundsatzlich an den jeweiligen Millumladestationen in den Land-kreisen anzuliefern.

3. Abfélle, die nicht der Andienungspflicht an die Verbandsmitglieder des ZAS unterliegen, sind an den vertraglich
festgelegten Annahmestellen anzuliefern.

4. Gefahrliche Abfélle sind grundsétzlich an der Millannahmestation beim MHKW Burgkirchen anzuliefern.

In begriindeten Fallen kann der Zweckverband Ausnahmen von Nr. 1 bis 4 gestatten oder anordnen.

1)

)

§ 3 Gegenstand der Benutzung

Durch den Zweckverband werden Abfélle zur thermischen Behandlung tibernommen, fir die die Mahahmen gem. § 6
(1) Nr. 1 — 4 Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) ausgeschopft sind.

Dariiber hinaus nimmt der Zweckverband zur Auslastung der Kapazitat des MHKW Burg-kirchen auf der Grundlage von
Entsorgungsvertragen Abfalle von anderen Gebietskdrperschaften und von privaten Anlieferern an, soweit die entspre-
chenden rechtlichen Voraussetzungen, inshesondere des Kreislaufwirtschaftsgesetzes, erfiillt sind. Dies gilt auch fir
die Annahme von Abféllen zur energetischen Verwertung.
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®)

(4)

Q)

(6)

@)

(8)

9)

1)
)
®)
(4)
Q)

(6)
(@)

(8)

Der Zweckverband Ubernimmt an den Einrichtungen (§ 2 Abs. 1) im Rahmen seiner betrieblichen und technischen
Méglichkeiten brennbare Abfélle, die gemaR der Abfallverzeichnis-Verordnung (AVV) nicht geféahrlich sind.

Gefahrliche Abfalle i.S.d. 8 3 Abs. 1 AVV werden vom ZAS nur angenommen, soweit ein vom Landesamt fir Umwelt
(LfU) bestatigter Entsorgungsnachweis (8 5 NachwV), eine sonstige den Anforderungen des 8§ 5 NachwV entsprechende
Entsorgungsbestétigung des LfU oder eine Freistellung bzw. Privilegierung nach § 7 NachwV vorliegt.

Bei Betriebsstérungen in den Einrichtungen kann die Annahme von Abféallen sofort eingestellt werden. In diesem Fall
werden die dann zur Verfiigung stehenden Entsorgungsanlagen baldmdoglichst éffentlich bekanntgegeben.

Von der Annahme ausgeschlossen sind die Abfélle, die in der als Anlage zu dieser Be-nutzungsordnung beigefligten
Liste aufgefihrt sind (= Ausschlussliste), auBer der Zweckverband bietet hierfir besondere Annahmemdglichkeiten an.

Die Abfélle sind in Fahrzeugen anzuliefern, die gewéhrleisten, dass Verunreinigungen, insbesondere der ¢ffentlichen
Verkehrsflachen und des Betriebsgeléandes ausgeschlossen sind. Erhebliche Belédstigungen, insbesondere durch Ge-
ruch, Staub oder Larm, durfen nicht entstehen.

Abfallanlieferungen werden vom Zweckverband abgewiesen, wenn

1. von der Verbrennung ausgeschlossene Stoffe enthalten sind (Ausschlussliste),

2. beiihrer Entsorgung Gefahren fiir die Anlage, fur die Umwelt oder die Reststoffbeseitigung zu beflirchten wéren,
3. sie in nicht nur geringfiigigem Umfang nicht brennbare Wertstoffe, insbesondere Glas oder Metalle enthalten.

Der Zweckverband ist berechtigt, Anlieferungen auch nach dem Entladen zurlickzuweisen. In diesem Fall lasst der
Zweckverband durch den Anlieferer, dessen Auftraggeber oder auf dessen Kosten die Abfalle wieder entfernen.

Die Anlieferer sind verpflichtet, auf Befragen dem Betriebspersonal genaue Angaben tber Herkunft, Art und Zusam-
mensetzung der Abfélle zu machen.

Das Betriebspersonal ist befugt, Abfélle vor dem Entladen zu tiberpriifen oder Uberpriifen zu lassen und gegebenenfalls
von der Annahme auszuschlie3en.

In Zweifelsfallen behalt sich der Zweckverband vor, vom Benutzer einen gutachtlichen Nachweis des Bayerischen Lan-
desamtes fiir Umwelt, einer anderen anerkannten Fachstelle oder eines amtlichen oder vereidigten Sachverstandigen
zu verlangen, der Aufschluss dariiber gibt, ob ein Abfall im MHKW Burgkirchen entsorgt werden kann. Der Zweckver-
band ist berechtigt, angelieferte Abfélle auf Kosten des Anlieferers hinsichtlich ihrer Zusammensetzung und
Behandlungsfahigkeit zu untersuchen oder durch Dritte untersuchen zu lassen.
Die Vorgehensweise fir den Umgang mit Abféllen, bei denen ionisierende Strahlung gemessen wurde, erfolgt in Ab-
stimmung mit den zustandigen Behdrden. Hierfiir anfallende Kosten sind vom Anlieferer zu tragen.

§ 4 Verhalten auf dem Gelande des ZAS
Unbefugten ist das Betreten von Gebauden und Anlagen des ZAS nicht gestattet.
Die Anweisungen des Betriebspersonals mussen befolgt werden. Verbotstafeln und Hinweisschilder sind zu beachten.
AuRerhalb der dafiir gekennzeichneten Flachen und Raume besteht striktes Rauch-, Trink- und Verzehrverbot.
Der unbefugte Umgang mit offenem Feuer ist untersagt.
Auf dem Gelande des MHKW und der Umladestationen des ZAS gilt die StralRenverkehrsordnung (StVO). Die zulassige
Hochstgeschwindigkeit auf dem Gelande des MHKW Burgkirchen und der Millumladestationen betréagt 20 km/h, in der
Entladehalle ist Schrittgeschwindigkeit vorgeschrieben.
Schienenfahrzeuge haben auf den Einrichtungen des Zweckverbandes Vorfahrt.
Es durfen nur die ausgeschilderten bzw. gekennzeichneten Fahrwege und Parkplatze benutzt werden. Sonstige Ver-
kehrsflachen dirfen nur auf besondere Anweisung befahren werden. Einschrankungen des Fahrverkehrs aus

betrieblichen oder sicherheitstechnischen Griinden sind besonders zu beachten.

Besucher, Fremdfirmenmitarbeiter und gewerbliche Anlieferer dirfen nur die jeweils aus- oder zugewiesenen Parkfla-
chen benutzen.
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(9) Es besteht die Verpflichtung, in den ausgewiesenen Bereichen die vorgeschriebene persénliche Schutzausriistung zu
tragen.

(10) Das Einsammeln oder Mithehmen von Gegensténden jeglicher Art ist verboten.
(12) Privatpersonen durfen nur nach Anmeldung und nur unter Beaufsichtigung durch Betriebspersonal die Anlage betreten.
Sie haben sich auf dem Gelénde so zu verhalten, dass der ordnungsgeméfe Betriebsablauf nicht gestért und andere

Personen nicht gefahrdet werden.

(12) Fremdfirmen haben die Fremdfirmenordnung des Zweckverbandes zu beachten.

§ 5 Arbeits- und Gesundheitsschutz
(1) Aufdem Gelande des ZAS gelten die Unfallverhiitungsvorschriften der Kommunalen Unfallversicherung Bayern (KUVB)
bzw. die entsprechenden BGV-Vorschriften der Berufsgenossenschaften sowie die sonstigen einschlagigen Regeln fir
den Unfall- und Arbeitsschutz.
(2) Auffallige Vorgange (z. B. Rauchentwicklung) und Unfalle jeglicher Art sind im MHKW dem Leitstand (Tel.: -423) und
an den Millumladestationen dem Betriebspersonal zu melden. Ersthelfer, Rettungsdienst oder die Feuerwehr werden
von dort aus angefordert.

(3) Arbeiten im MHKW und an den Umladestationen durfen nur nach erfolgter Sicherheitsunterweisung und nur mit der
erforderlichen personlichen Schutzausriistung aufgenommen werden.

(4) Fur Arbeiten, zu deren Durchfiihrung Sicherheitsmafnahmen gleich welcher Art erforderlich sind (= geféahrliche Arbeit),
bedarf es eines Freigabeverfahrens. Die zur Arbeitsaufnahme erforderlichen Arbeitskarten erhalten die Fremdfirmen
vom Betriebspersonal des ZAS.

(5) Im Falle einer Gefahr wird akustischer Alarm ausgeltst. Alle Benutzer, Mitarbeiter von Fremdfirmen und Besucher ha-
ben sich in diesem Fall unverziglich zum Sammelplatz an der Waage zu begeben. Fir die Mitarbeiter der ZAS gelten
die Festlegungen in der Brandschutzordnung.

§ 6 Offnungszeiten

Die Offnungszeiten der Einrichtungen werden durch Anschlag und in den Amtsblattern der Verbandsmitglieder bekanntge-
macht.

§ 7 Entladung, Sicherheit und Arbeitsschutz beim Mullentladen

(1) In den Entladehallen darf nur mit Schrittgeschwindigkeit rickwartsgefahren werden. Zwischen ruckwartsfahrenden
Fahrzeugen und den Entladestellen (Bunkern) diirfen sich keine Personen aufhalten.

(2) Fahrzeuge durfen nur dann von Hand entladen werden, wenn die Absturzsicherungen (Schranken, Gitter) geschlossen
sind. Das Offnen der Schranken zum Zwecke der Handabladung ist strengstens untersagt.

(3) Fahrzeuge dirfen grundséatzlich nur von einem sicheren Standplatz aus entladen werden. Briistungen, Rampen und
andere Stellen, von denen eine Absturzgefahr in die Bunker bestehen, dirfen nicht betreten werden.

(4) Bei Fahrzeugen mit Kippcontainern missen die Absetzstiitzen vor dem Abkippen ausgefahren werden.

(5) Um eine Gefahrdung durch herabfallende Ladungsteile oder eine unvorhergesehen auf-schlagende Tir zu vermeiden,
durfen Abrollcontainer nur von der Seite entriegelt werden.

Seitwarts 6ffnende Containerklappen sind vor der Ausfahrt aus der Entladehalle ordnungsgemaf zu schlieRen und zu
sichern.

(6) Der Zwischenraum zwischen dem Fahrzeugende und den Bunkern darf nur betreten werden, wenn der Abstand min-
destens drei Meter betragt.

(7) Zum Entfernen von Abdeckungen (z.B. Netze, Planen) missen Container vorher vom Fahrzeug abgesetzt werden.
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(8) Es istuntersagt, in der Anlieferhalle zu rauchen und Speisen oder Getrénke zu sich zu nehmen. Feuer und offenes Licht
sind in der Entladehalle verboten.

(9) Kindern unter 14 Jahren ist der Aufenthalt in der Entladehalle untersagt. Die Mitnahme von Tieren bei der Anlieferung
ist nicht erlaubt.

(20) Hausmill aus kommunalen Sammlungen und gewerbliche Abfélle, die mit Kippfahrzeugen angeliefert werden, sind
direkt in die Bunker zu entleeren.

(11) Der Schliissel zum Offnen der Schranken wird an den Millumladestationen von den Wagern ausgegeben. Es diirfen
sich keine Unbefugten, insbesondere Privatanlieferer, in der Nahe der zu éffnenden Schranken aufhalten. Die Schran-
ken sind unmittelbar nach dem Entladevorgang wieder zu verschlieRen. Der Schlissel ist an den Wager zuriickzugeben.

(12) Fahrzeuge dirfen an den Mullumladestationen nur dann von LKW-Ladeflachen aus mit der Hand entladen werden,
wenn die vorhandenen Bigel auf den Absturzsicherungen in Abhangigkeit von der Hohe der Ladeflache einen ausrei-
chenden Absturzschutz bieten.

(13) In der Entladehalle des MHKW ist den Anweisungen des Miillannahmepersonals (Einweiser) Folge zu leisten.

§ 8 Verglitung, Gebuhrenpflicht
(1) Furdie Annahme von Abféllen zur Beseitigung, die von Direktanlieferern (=Anlieferer auRerhalb der kommunalen Haus-
und Sperrmillabfuhr) angeliefert werden, werden Gebiihren nach Maf3-gabe der Gebiihrensatzungen der Verbandsmit-
glieder erhoben.
(2) Die Anlieferer von Abféllen zur energetischen Verwertung haben die vertraglich vereinbarten Vergitungen an den ZAS
zu entrichten.
8 9 Eigentumsiibergang

(1) Mit der Ubernahme durch den Zweckverband gehen die angelieferten Abfélle in dessen Eigentum (ber.

(2) Vorgefundene Wertgegenstande werden als Fundsachen behandelt. Der Zweckverband ist jedoch nicht verpflichtet,
verlorengegangene Gegenstande im Mull zu suchen oder suchen zu lassen.

(3) Ausgeschlossen vom Eigentumsiibergang sind alle Stoffe, die gemaR § 3 Abs. 5 von der Annahme ausgeschlossen
sind.
§ 10 Haftung des Zweckverbandes

(1) Fur Schaden, die den Anlieferern von Abfallen bei Benutzung der Einrichtungen entstehen, haftet der Zweckverband
nur, wenn seinen Beauftragten Vorsatz oder grobe Fahrlassigkeit zur Last fallt.

(2) Der Zweckverband haftet nicht fur Kosten, die durch Zuriickweisung von Abféllen entstehen.

(3) Der Zweckverband haftet nicht fir Schaden, die dadurch entstehen, dass seine Abfallentsorgungseinrichtungen wegen
Betriebsstérungen oder aus sonstigen Griinden nicht oder nicht in vollem Umfang benutzt werden kénnen.

(4) Bei unbefugtem Betreten der Anlagen haftet der Zweckverband nicht fir Unfélle oder sonstige Schadensfalle.

§ 11 Haftung der Benutzer

(1) Der Benutzer haftet fir Schaden, die dem Zweckverband bei oder infolge der Benutzung seiner Abfallentsorgungsein-
richtungen entstehen, sofern er nicht nachweist, dass er die Schaden nicht verschuldet hat.

(2) Als Benutzerim Sinne dieser Vorschrift gelten auch diejenigen, die die bei ihnen anfallenden Stoffe durch Dritte anliefern
lassen.

(3) Der Benutzer und derjenige, in dessen Auftrag die Abfélle angeliefert werden, haften fir Schaden durch Anlieferung
von Abféllen, die von der Verbrennung ausgeschlossen sind.
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§ 12 Anordnungen des Zweckverbandes oder dessen Beauftragten
Der Zweckverband kann die zum Vollzug dieser Benutzungsordnung erforderlichen Anordnungen allgemein oder fiir den
Einzelfall erlassen. Die Anordnungen des Zweckverbandes oder seiner Beauftragten sind bei der Anlieferung von Abféllen
zu befolgen.

§ 13 Inkrafttreten

Diese Benutzungsordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in den Amtsblattern der Verbandsmitglieder in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Benutzungsordnung vom 14.12.2011 auf3er Kraft.
Zweckverband Abfallverwertung Stidostbayern
Burgkirchen, 04.12.2025

gez.

Schneider,
Landrat, Verbandsvorsitzender
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Anlage 1 zum Amtsblatt Nr. 13 vom 19.12.2025 des Landkreises Rosenheim

Schutzgebietskarte zur Verordnung des Landkreises Rosenheim
uber den geschutzten Landschaftsbestandteil Neudecker Moos

LB Neudecker Moos
Malstab 1: 25 000; Blatt 1/1 von 1 (2)

Ubersichtskarte (MaRstab 1: 50 000)

Legende

LB Neudecker Moos Grenzverlauf
] Gemeindegrenze

=

~ 1 Gemarkungsgrenzen

0 150300 600 900 1.200 1.500

I (| | | ] |
=] | — ]

Meter

Erstellt von der unteren Naturschutzbehdérde am
Landratsamt Rosenheim

Geodatische Grundlagen:
UTM zone 32N, Bezugsfliche: GRS80-Ellipsoid,
Referenzsystem ETRS89

Geodatenbasis (c) Bayerische Vermessungsverwaltung
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Schutzgebietskarte zur Verordnung des Landkreises Rosenheim ot T e L 1L 5
uber den geschiutzten Landschaftsbestandteil Neudecker Moos

Ubersichtskarte (MaRstab 1: 50 000)
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Anlage 2 zum Amtsblatt Nr- 13 vom 19.12.2025 des Landkreises Rosenheim

CIBLENL VU UL UL el dlursunivutzueniiue ain
Landratsamt Rosenheim

Geodatische Grundlagen:
UTM zone 32N, Bezugsfliche: GRSB0-Ellipsoid,
Referenzsystem ETRS89

Geodatenbasis (c] Bayerische Vermessungsverwaltung
Darstellung der Flurkarte als Eigentumsnachweis
nicht geeignet




. - . LSG Penzinger See: 000101.01; RO-11
Schutzgebietskarte zur Verordnung des Landkreises Rosenheim At SO0 L I o 0

uber das Landschaftsschutzgebiet Penzinger See
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Anlage 3 zum Amtsblatt Nr. 13 vom 19.12.2025 des Landkreises Rosenheim
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Anlage 3

zur Verordnung des Landratsamtes Rosenheim lUber das Wasserschutzgebiet im Gemeinde-
gebiet Prutting, Landkreis Rosenheim, zum Schutz des Brunnens Sonnen fir die dffentliche
Wasserversorgung der Gemeinde Prutting vom 10.12.2025

Erlauterungen und MalRgaben zu 8 3 Abs. 1 Nrn. 2, 3,5und 6

Die Anzeige nach Nrn. 2.2, 2.3, 2.6, 5.4, 5.5 und 5.6 muss Angaben zum Betreiber, zum Standort
und zur Abgrenzung der Anlage, zu den wassergefahrdenden Stoffen, mit denen in der Anlage
umgegangen wird, zu bauaufsichtlichen Verwendbarkeitsnachweisen sowie zu den technischen

und organisatorischen MalBhahmen, die fir die Sicherheit der Anlage bedeutsam sind, enthalten.

1. Wassergefdhrdende Stoffe (zu Nr. 2)

Beziglich der Einstufung wassergefahrdender Stoffe ist Kapitel 2 der ,Verordnung Uber Anla-
gen zum Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen (AwSV)“ zu beachten.

2. Anlagen zum Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen (zu Nrn. 2.2, 2.3 und 2.6)

a) Errichtung und Erweiterung in der weiteren Schutzzone (Zone Ill) fir Anlagen nach Ziffer
2.2 sind nur zulassig:

1. oberirdische Anlagen der Gefahrdungsstufen A bis C (gem. § 39 AwSV) und oberirdi-
sche Anlagen fiir aufschwimmende flissige Stoffe (z.B. biogene Ole wie Rapsdl) ge-
mal § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 AwSV, die in einem Auffangraum aufgestellt sind, sofern
sie nicht doppelwandig ausgefiihrt und mit einem Leckanzeigegerat ausgerustet sind;
der Auffangraum muss das maximal in den Anlagen vorhandene Volumen wasserge-
fahrdender Stoffe aufnehmen kdnnen,

2. unterirdische Anlagen der Gefahrdungsstufen A und B und unterirdische Anlagen far
aufschwimmende fllissige Stoffe (z.B. biogene Ole wie Rapsoél) gemald § 3 Abs. 2 Satz
1 Nr. 7 AwSV, die doppelwandig ausgefihrt und mit einem Leckanzeigegerét ausgeru-
stet sind,

3. oberirdische Anlagen fur feste Gemische gemal § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 8 AwSV, ent-
sprechend den Anforderungen des 8§ 26 Abs. 1 AWSV.

Die Anzeige-, Fachbetriebs-, Uberwachungs- und Prufpflichten gemaR AwSV sowie die
Priffristen geman Anlage 6 zur AWSV gelten in der gesamten weiteren Schutzzone (Zone
[II) und in der engeren Schutzzone (Zone Il), auch fir bereits bestehende Anlagen.

Unter Nr. 2.2 kénnen auch Abfélle z. B. im Zusammenhang mit Kompostieranlagen oder
Wertstoffhéfen fallen. An die Bereitstellung von Hausmiill aus privaten Haushalten zur re-
gelméBigen Abholung (z. B. Mulltonnen) werden keine weitergehenden Anforderungen ge-
stellt.

b) Fir im Schutzgebiet bereits bestehende Erdwarmekollektoren oder Erdwarmesonden (Nr.
2.3) sind mindestens die materiellen Anforderungen nach § 35 Abs. 2 AwSV einzuhalten.
Es sind nur Warmetragermedien auf Propylenglykol-Basis nach aktueller LAWA-Positivliste
zulassig. Der Verteilerschacht ist flissigkeitsdicht und fur Kontrollen zuganglich auszufiih-
ren. Der Schacht und alle einsehbaren Anlagenteile sind regelmaflig durch Sichtpriifung
auf Dichtheit zu kontrollieren. Die selbsttatige Uberwachungs- und Sicherheitseinrichtung
fur den Leckagefall ist spatestens alle 30 Monate durch einen Fachbetrieb auf ihre Funkti-
onsfahigkeit zu Uberprifen. Fir neue Erdwarmekollektoren ist das Rohrleitungssystem in
PE100-RC oder PE-X auszufiihren; zum Schutz vor etwaigen spateren Erdarbeiten ist die
genaue Lage planlich zu dokumentieren und bei der Wiederverfullung (siehe Nr. 1.2) durch
ein dehnungsfahiges Trassenwarnband 50 cm oberhalb der Anlagenteile zu markieren.



3. Ausbringen von Abwasser (zu Nr. 3.4)

Fur abgelegene Anwesen nach Art. 41, Abs. 2 BayBO kann in der weiteren Schutzzone (Zone
Ill) im Einzelfall auf Antrag im Rahmen einer Befreiung der Ausbringung des Gemisches aus
vorbehandeltem Abwasser mit Gulle/Jauche zugestimmt werden, wenn die diinge- und abfall-
rechtlich ordnungsgemafe Entsorgung oder Verwertung gesichert ist. In der engeren Schutz-
zone (Zone Il) kommt eine Befreiung regelmaRig nicht in Betracht.

4. Betreiben von Abwasseranlagen sowie Grundstiicksentwasserungsanlagen einschliefflich Klein-
kldranlagen (zu Nr. 3.8)

Tab. 1: Einzuhaltende Priffristen

Behandlungsanlagen/ Prifungsintervalle/Prifungsart

Leitungstyp

Weitere Schutzzone lli Engere Schutzzone li

1. Offentliche Abwasseranalgen

1.1 Abwasserbehandlungsanlagen,

Mischwasserentlastungsbauwerke, Dichtheitsprufung DichtheitsprUfling
Regenklar- und Rickhaltebecken alle 10 Jahre alle 3 Jahre
eingehende Sichtprifung
1.2 kommunale Abwasserlei- alle 5 Jahre, Dichtheitspriifung
tungen und Schéchte Dichtheitsprifung alle 3 Jahre*
alle 10 Jahre

2. Private Abwasseranlagen

2.1 Abwasserleitungen und Schéachte fir
hausliches Abwasser

Eingehende Sichtprifung
alle 10 Jahre

Dichtheitsprifung alle 5 Jahre*

2.2 Kleinklaranlagen

Dichtheitsprifung alle 10 Jahre

Dichtheitsprifung alle 3 Jahre*

2.3 Abwasserleitungen und Schéachte eingehende Sichtpriifung Dichtheitspriifung
fur gewerbl./industrielles Abwasser alle 10 Jahre alle 5 Jahre
nach einer Behandlungsanlage

2.4 Behandlungsanlagen fur gewerbl./in-

dustrielle Abwasser, Abwasserleitungen eingehende Sichtprifung Dichtheitsprifung
und Schéchte vor einer Behandlungsan- alle 5 Jahre alle 3 Jahre

lage

fur Druckleitungen gelten grundsatzlich halbierte Priffristen

Nachweis der erstmaligen Priifung nach Erlass dieser Verordnung innerhalb von 2 Jahren

*Anderungsantrige kdnnen im Rahmen einer Befreiung befiirwortet werden, wenn kein ,sehr hohes* Geféhr-
dungspotential vorliegt. Die Beurteilung des Gefahrdungspotentials gem. LfU-Merkblatt 4.3/16 durch ein hy-
drogeologisches Fachbiro ist vom Betreiber zu beauftragen und die Einstufung zusammen mit einem Vor-
schlag fur die Verlangerung des Prufintervalls der KVB vorzulegen.

5. Stallungen und JGS-Anlagen (zu Nrn. 5.3, 5.4 und 5.5)
5a) Stallungen und JGS-Anlagen errichten oder erweitern (zu Nr. 5.3 und 5.4)

Die einschlagigen Regeln der Technik, insbesondere DIN 1045, DIN 11622 und das DWA-
Arbeitsblatt A 792, sind zu beachten. Das Errichten und Instandsetzen der Anlagen darf nur
durch einen Fachbetrieb nach § 62 AwSV erfolgen. Der Betreiber hat den ordnungsgema-
Ren Zustand der Anlagen einschlieB3lich der Rohrleitungen vor Inbetriebnahme, nach einer
Erweiterung (und wiederkehrend alle 5 Jahre) durch einen Sachverstandigen nach AwSV
prufen zu lassen.




Eine Errichtung, wesentliche Anderung oder Erweiterung der Anlagen ist mindestens 6 Wo-
chen im Voraus der zustdndigen Kreisverwaltungsbehdrde mit den erforderlichen Antrags-
unterlagen anzuzeigen. Die Planunterlagen sind zur frihzeitigen Klarung von Ausgleichsan-
spruchen nach Art. 32 Satz 1 Nr. 2 BayWG auch dem Wasserversorgungsunternehmen
vorzulegen. Der Beginn der Bauarbeiten ist bei der Kreisverwaltungsbehdrde und dem
Wasserversorgungsunternehmen 2 Wochen vorher anzuzeigen.

Planbefestigte (geschlossene) Flachen, auf denen Kot und Harn anfallen, sind flissigkeits-
undurchlassig (Beton mit hohem Wassereindringwiderstand, rechnerische Rissbreite 0,2
mm) auszufihren und jahrlich durch Sichtprufung auf Undichtigkeiten zu kontrollieren.

5aa) Stallungen

Bei Gullesystemen ist der Stall in hydraulisch-betrieblich abtrennbare Abschnitte zu glie-
dern, die einzeln auf Dichtheit prifbar und jederzeit ohne wesentliche Beeintrachtigung des
laufenden Betriebes reparierbar sind.

Der Speicherraum fur Gille bzw. Jauche sowie die Zuleitungen sind baulich so zu gliedern,
dass eine Reparatur jederzeit ohne wesentliche Beeintrachtigung des laufenden Betriebes
mdglich ist. Dies kann durch einen zweiten Lagerbehélter oder eine ausreichende Spei-
cherkapazitat der Gillekanéle gewéhrleistet werden.

Betriebe, die durch Zusammenschluss oder Teilung aus in Zone IIl A vorhandenen Anwe-
sen entstehen, gelten ebenfalls als ,in dieser Zone bereits vorhandene Anwesen®.

Fur Gullekeller, Gullekanédle und Rohrleitungen gelten die Anforderungen an JGS-Anlagen.

5ab) JGS-Anlagen

Grundsatzlich dirfen nach AwWSV Anlage 7, Nr. 2.1 fur JGS-Anlagen nur Bauprodukte, Bau-
arten oder Bausatze verwendet werden fur die die bauaufsichtlichen Verwendbarkeitsnach-
weise unter Berlicksichtigung wasserrechtlicher Anforderungen vorliegen.

JGS-Lageranlagen fir flissige, allgemein wassergefahrdende Stoffe durfen unabhangig
vom Gesamtvolumen nur mit einem Leckageerkennungssystem errichtet und betrieben
werden.

JGS-Lageranlagen fir feste, allgemein wassergefahrdende Stoffe dirfen bei Lagerhéhen
Uber 3 m oder mehr als 1.000 m?3 Lagervolumen nur mit einem Leckageerkennungssystem
errichtet und betrieben werden, das bei Undichtheit die Leckagen in einen dichten Behalter
ableitet.

Die Dichtheit von JGS-Behaltern sowie von Gille- bzw. Jauchekandlen ist mittels Leckage-
erkennungssystem im Rahmen der Eigenliberwachung mindestens vierteljahrlich zu kon-
trollieren; eine jahrliche Fremdiiberwachung ist zu ermdglichen. Fir das Leckageerken-
nungssystem ist ein bauaufsichtlicher Verwendbarkeitsnachweis erforderlich (z. B. DIBt-
Zulassung Z-59.26). Die besonderen Bestimmungen der Zulassung sind zu beachten.

Bei Fahrsilos sind die Fugen in der Bodenplatte und aufgehenden Wanden dauerhaft dicht
auszufithren z. B. mit Fugenbandern oder -blechen.

Bei JGS-Anlagen im engen raumlichen und funktionalen Zusammenhang mit Biogasanla-
gen (vgl. 8 2 Abs. 14 AwSV) gelten die Anforderungen an Biogasanlagen in 8 3 Nr. 2.4
WSG-VO zu beachten.

5b) Dichtheitsprufung fir bestehende JGS-Anlagen (zu Nr. 5.5)

Fur im Schutzgebiet bereits bestehende JGS-Anlagen gelten die Anforderungen der Ziffer
10 des DWA-Arbeitsblattes A 792 hinsichtlich der Dichtheitsprifung unabhangig vom Anla-
genvolumen, sofern keine Leckageerkennung vorhanden ist.
Die Prifintervalle betragen:

e Weitere Schutzzone llI: 5 Jahre



6. Beweidung, Freiland-, Koppel- und Pferchtierhaltung (zu Nr. 6.7)

Eine flachige Verletzung der Grasnarbe liegt dann vor, wenn das wie bei herkdbmmlicher Rinder-
weide unvermeidbare Mal3 (linienformige oder punktuelle Verletzungen im Bereich von Treibwe-
gen, Viehtranken etc.) Gberschritten wird.

7. Besondere Nutzungen sind folgende landwirtschaftliche, forstwirtschaftliche und gartnerische
Nutzungen (zu Nr. 6.12):

Weinbau

Beerenanbau

Hopfenanbau

Tabakanbau

Gemiuseanbau, ausgenommen Feldgemise im Rahmen der Ublichen Fruchtfolge
Zierpflanzenanbau

Baumschulen und forstliche Pflanzgarten

Energiepflanzenanbau, der einer tblichen ackerbaulichen Nutzung nicht vergleichbar ist
(z.B. Energiewalder, Kurzumtriebsplantage mit chemischer Unkrautregulierung)

Das Verbot bezieht sich nur auf die Neuanlage derartiger Nutzungen, nicht auf die Verlegung im
Rahmen des ertragsbedingt erforderlichen Flachenwechsels bei gleichbleibender GroRRe der
Anbauflache. Eine Befreiungsperspektive gem. § 52 Abs. 1 Satz 3 besteht insbesondere flr
Kulturen, die ohne chemischen Pflanzenschutz und intensive Diingung betrieben werden.

8. Kahlhiebe und wirkungsgleiche MaRRnahmen (zu Nr. 6.14)

Kahlhieb liegt vor, wenn auf einer Waldflache in einem oder in wenigen kurz aufeinander folgen-
den Eingriffen alle aufstockenden Baume entnommen werden, ohne dass bereits eine ausrei-
chende tbernehmbare Verjingung vorhanden ist. Zusatzlich zum schlagartig einsetzenden er-
heblichen Nahrstoffliberangebot bewirkt der gleichzeitige Umschlag des Bestandsklimas in Frei-
flachenbedingungen eine massive Mineralisation organischer Substanz mit schubweiser Nitrat-
auswaschung ins Grundwasser. Eine dem Kahlhieb wirkungsgleiche MalRnahme ist die Licht-
hauung, bei der nur noch vereinzelt Baume stehen bleiben und dadurch ebenfalls Freiflachen-
bedingungen entstehen. Kahlhiebe sind nach Art. 14 BayWaldG im Hochwald zu vermeiden, im
Schutzwald eigens erlaubnispflichtig. Erscheint im sachlich begriindeten Einzelfall ein Kahlhieb
0. &. im Wasserschutzgebiet unumganglich, so bedarf dieser der Befreiung durch die Kreisver-
waltungsbehdrde, unter der Voraussetzung, dass eine wesentliche Beeintrachtigung der Grund-
wasserbeschaffenheit dadurch nicht zu besorgen ist.

Ist nach Kalamitaten infolge von Windwurf, Schneebruch oder durch Schadlingsbefall eine um-
gehende Aufarbeitung erforderlich und nur durch die Entnahme aller geschadigten Ba&ume und
daher u.U. nur durch Kahlhieb mdglich, so gentigt die Anzeige beim Landratsamt Rosenheim
unter Vorlage der forstfachlichen Feststellung und Bestatigung der Notwendigkeit und Dringlich-
keit durch den zustéandigen Revierleiter des Amtes fur Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten.
Unbeschadet Nr. 6.15 bleibt eine Rodung verbliebener Wurzelstocke verboten (bzw. in unaus-
weichlichen Fallen einer Befreiung nach § 4 dieser Verordnung vorbehalten).



Anlage 4 zum Amtsblatt Nr. 13 vom 19.12.2025 des Landkreises Rosenheim

Anlage zur Benutzungsordnung

Ausschlussliste

(Liste der von der Annahme ausgeschlossenen Abfalle)

1. Betriebsproblematische Abfille

Beispiele:
% lange Streifen od. Bander aus Kunststoff od. Papier, z.B. Randabschnitte von
Rollen, Filmabfalle

sperrige Abfalle, die durch die Millpressen an den Millumladestationen und die
Sperrmillschere in der Anlieferhalle des MHKW Burgkirchen nicht zerkleinert
werden kdnnen (z.B. 200 I-Metallfasser, Stahltrager, lange Holzbalken)

grol3e Papier- oder Kunststoffrollen
gepresste Kunststoffballen
Bitumen (z.B. Dachpappe) in grof3en Mengen

Staube in grolReren Mengen
brennende und glihende Abfélle
Kohlenstofffasern und Carbonabfélle

é{

&E&EEEEE

2. Unbrennbares bzw. inertes Material

Beispiele:
mineralisches Isoliermaterial

Glas, Keramik
Bauschutt
Abraum, Kies, Sand, Erde

& & & E

3. Problemabfalle

Gefahrliche Abfalle i. S. d. AVV werden vom ZAS nur angenommen, soweit ein vom
Landesamt fur Umwelt (LfU) bestéatigter Entsorgungsnachweis vorliegt oder der ZAS
fur die jeweilige Abfallart vom LfU nach § 7 Nachweisverordnung freigestellt ist

(vgl. 8 3 Abs. 3 Benutzungsordnung).

Beispiele:

& selbst-, hoch- und leichtentziindliche, radioaktive oder giftige Stoffe

L explosive Stoffe wie Feuerwerkskorper, Munition, Sprengkérper,
Druckgasflaschen oder Karbid

& Problemabfélle wie Chemikalien, Akkus, Batterien, Leuchtstoffrohren,
Thermometer, I6semittelhaltige Abfélle, Holzschutzmittel oder
Schéadlingsbek&dmpfungsmittel

Ausschlussliste — Seite 1 von 2



Anlage zur Benutzungsordnung

4. Abfalle aus der Abwasserreinigung

Ausnahme:
gereinigtes und gepresstes Rechengut

Beispiele:
¢ Klarschlamm

% Sandfang

5. Infektiose Abfalle aus der medizinischen Versorgung (AS 180103)
Herkunft:

Krankenh&auser, Sanatorien, Pflegeheime, sonstigen medizinischen Einrichtungen,
Apotheken, Arztpraxen, Praxen von Heilpraktikern, Tierkliniken, Tierversuchs-
anstalten und Tierpraxen

Ausnahme:

Desinfizierte Abfalle kdnnen zusammen mit den ,Abfallen, an deren Sammlung und
Entsorgung aus infektionspraventiver Sicht keine besonderen Anforderungen gestellt
werden“ (AS 180104) entsorgt werden.

6. Sonstige ausgeschlossene Abfalle

Abfalle mit zu hohem Feuchtigkeitsgehalt

flissige und schlammige Stoffe: Losemittel, Lacke, Ol, Fett- und Farbschlamme
Altautos, Altreifen

Tierkorper

StralRenkehricht

Abfalle mit hohem Chlor-Gehalt (z.B. PVC-Abfalle)

Gummiabfalle in groen Mengen

Bitumenabfalle (z.B. Dachpappe)

staubférmige und schlammige Abfélle

EEEEEEEEE
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	Baugenehmigung
	Der Bauantrag wird nach Maßgabe der eingereichten Bauvorlagen im vereinfachten Verfahren genehmigt.
	§ 1
	Rosenheim, 17.12.2025
	gez.
	1. bauliche Anlagen aller Art (Art. 2 Abs. 1 Bayerische Bauordnung (BayBO)) zu errichten, zu ändern oder ihre Nutzung zu ändern, auch wenn sie einer baurechtlichen Genehmigung nicht bedürfen; hierzu zählen insbesondere
	a) Gebäude, z.B. Wohnhäuser, land- und forstwirtschaftliche Betriebsgebäude, Fahrsiloanlagen, mobile Ställe, Unterstände für Tiere, Wochenendhäuser, Gerätehütten, Verkaufsstände,
	b) Einfriedungen und sonstige Sperren,
	c) Veränderungen der Erdoberfläche durch Abgrabungen oder Aufschüttungen, insbesondere die Erschließung und der Betrieb von neuen Kies-, Sand-, Lehm- oder Tongruben und sonstigen Erdaufschlüssen sowie Abschütthalden oder Lagerflächen, auch, wenn diese...

	2. soweit es sich nicht bereits um Anlagen im Sinne der Nr. 1 dieser Verordnung handelt,
	a) Bild- und Schrifttafeln, Schaukästen, insbesondere auch Werbevorrichtungen aller Art und Größe anzubringen oder aufzustellen,
	b) ober- oder unterirdisch geführte Draht-, Kabel- oder Rohrleitungen zu verlegen sowie Masten aufzustellen,
	c) Sprengungen und Bohrungen durchzuführen,
	d) Straßen, Wege, Plätze, insbesondere Park-, Camping-, Sport-, Spielplätze oder ähnliche Einrichtungen zu errichten oder über das bestehende Maß hinaus zu ändern,
	e) Verkaufswagen aufzustellen oder Verkaufsstellen und Automaten zu errichten, anzubringen und zu betreiben,
	f) Anlagen zur Fütterung von Wildtieren oder Stellen, die der Wildtierfütterung dienen können zu errichten oder zu unterhalten.

	3. Straßen, Wege und Plätze mit anderem Material als Naturmaterial - auch nur in Teilen - zu ertüchtigen; nicht davon betroffen sind dem öffentlichen Verkehr gewidmete, befestigte Straßen, Wege und Plätze.
	4. außerhalb der dem öffentlichen Verkehr gewidmeten Straßen, Wege und Plätze mit Kraftfahrzeugen aller Art zu fahren oder diese dort abzustellen; ausgenommen sind Fahrzeuge zur land-, forst-, jagdwirtschaftlichen Bewirtschaftung sowie zur Ausübung de...
	5. oberirdisch über den zugelassenen Gemeingebrauch hinaus oder unterirdisch Wasser zu entnehmen, Gewässer, deren Ufer oder Sohle, den Zu- und Ablauf des Wassers oder den Grundwasserstand zu verändern oder neue Gewässer herzustellen.
	6. Entwässerungsgräben oder Entwässerungseinrichtungen neu zu erstellen oder über das bestehende Maß hinaus zu verändern.
	7. Biotope nach § 30 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 (insb. Moore, seggen- oder binsenreiche Nass- und Feuchtwiesen, Quellbereiche) BNatSchG und Art. 23 Abs. 1 Nr. 7 BayNatSchG zu entwässern, trockenzulegen, umzubrechen oder aufzuforsten oder auf sonstige Weise z...
	8. wild lebenden Tieren nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu töten oder Fortpflanzungs- und Ruhestätten sowie Entwicklungsformen solcher Tiere zu beeinträchtigen oder zu zerstören; § 44 Abs. 1 BNatSchG bleibt unberührt.
	9. wild lebende Pflanzen oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören; § 44 Abs. 1 BNatSchG bleibt unberührt.
	10. Bäume mit erkennbaren Horsten, Höhlen und Spalten zu fällen.
	11. in der freien Natur und außerhalb des Waldes landschaftsprägende Gehölze (Einzelbäume, Hecken, lebende Zäune oder Feldgehölze/ -gebüsche) zu beseitigen; § 39 Abs. 5 BNatSchG und Art. 16 BayNatSchG bleiben unberührt.
	12. nichtstandorttypische Gehölze einzubringen.
	13. Kurzumtriebsplantagen, Baumschulen oder Christbaumkulturen anzulegen.
	14. Abfälle, Schutt und sonstige Gegenstände, soweit sie nicht bereits den Vorschriften des Abfallrechts unterliegen, an anderen als den hierfür zugelassenen Plätzen abzulagern, auch wenn keine Aufschüttung im Sinne des Baurechts beabsichtigt ist.
	15. außerhalb zugelassener Plätze zu zelten, Wohnwagen (auch Klappanhänger) oder motorisierte Wohnfahrzeuge für Übernachtungszwecke abzustellen oder dies zu gestatten.
	16. Luftfahrzeuge im Sinne des Luftverkehrsgesetzes oder ähnliche Fluggeräte oder Flugmodelle mit Motorantrieb (z.B. Drohnen) aufsteigen, fliegen oder landen zu lassen.
	17. gebietsfremde oder invasive Pflanzen- oder Tierarten einzubringen oder auszusetzen.
	18. offenes Feuer zu entzünden oder zu unterhalten.
	19. Feuerwerke abzubrennen.
	20. Hunde jeder Größe frei laufen zu lassen; davon unberührt bleibt das Führen von Polizei-, Such- und Jagdhunden im unmittelbaren Einsatz sowie von Blindenhunden.
	(1) Von den Verboten nach § 4 dieser Verordnung kann unter den Voraussetzungen des § 67 BNatSchG im Einzelfall eine Befreiung erteilt werden.
	(2) Wird die Befreiung mit Nebenbestimmungen erteilt, kann eine Sicherheitsleistung verlangt werden.
	(3) 1Für die Erteilung der Befreiung ist die untere Naturschutzbehörde am Landratsamt Rosenheim zuständig. 2Bei Vorhaben der Landesverteidigung und des Zivilschutzes entscheidet über die Befreiung das Bayerische Staatsministerium für Umwelt und Verbra...
	§ 8
	(1) Nach Art. 57 Abs. 1 Nrn. 2 und 7 BayNatSchG kann mit Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 4 dieser Verordnung im geschützten Landschaftsbestandteil Veränderungen vornimmt, insbesondere
	1. Maßnahmen oder Handlungen nach § 5 Abs. 1 Nrn. 1 bis 22 dieser Verordnung ohne die erforderliche Erlaubnis vornimmt.
	2.  einer vollziehbaren Nebenbestimmung in Form der Auflage zu einer Erlaubnis oder Befreiung nach § 5 Abs. 1 oder § 7 Abs. 1 dieser Verordnung nicht nachkommt.

	(2) Die Einziehung von Gegenständen bemisst sich nach Art. 58 BayNatSchG.
	§ 9

	Rosenheim, 17.12.2025
	§ 1
	§ 2
	§ 4
	§ 5
	(1) Der Erlaubnis der unteren Naturschutzbehörde bedarf, wer im Landschaftsschutzgebiet beabsichtigt,
	1. bauliche Anlagen aller Art (Art. 2 Abs. 1 Bayerische Bauordnung (BayBO)) zu errichten, zu ändern oder ihre Nutzung zu ändern, auch wenn sie einer baurechtlichen Genehmigung nicht bedürfen; hierzu zählen insbesondere
	a) Gebäude, z.B. Wohnhäuser, land- und forstwirtschaftliche Betriebsgebäude, Fahrsiloanlagen, mobile Ställe, Unterstände für Tiere, Wochenendhäuser, Boots-, Bade- und Gerätehütten, Verkaufsstände, Bienenhäuser,
	b) Einfriedungen und sonstige Sperren,
	c) Steganlagen, Uferverbauungen und Schwimmplattformen,
	d) Veränderungen der Erdoberfläche durch Abgrabungen oder Aufschüttungen, insbesondere die Erschließung und der Betrieb von neuen Kies-, Sand-, Lehm- oder Tongruben und sonstigen Erdaufschlüssen sowie Abschütthalden oder Lagerflächen, auch, wenn diese...
	2. soweit es sich nicht bereits um Anlagen im Sinne der Nr. 1 dieser Verordnung handelt,
	a) Schilder, Bild- und Schrifttafeln, Anschläge, Schaukästen, insbesondere auch Werbevorrichtungen aller Art anzubringen, soweit sie nicht Wohn- und Gewerbebezeichnungen an den Wohn- oder Betriebsstätten darstellen,
	b) ober- oder unterirdisch geführte Draht-, Kabel- oder Rohrleitungen zu verlegen sowie Masten aufzustellen oder zu ändern,
	c) Sprengungen und Bohrungen durchzuführen,
	d) Straßen, Wege, Plätze, insbesondere Park-, Camping-, Sport-, Spiel- und Badeplätze oder ähnliche Einrichtungen zu errichten oder über das bestehende Maß hinaus zu ändern,
	e) Verkaufswagen aufzustellen oder Verkaufsstellen und Automaten zu errichten, anzubringen und zu betreiben,
	f) Bootsliegeplätze oder Lagerplätze für Schwimmgeräte/ -körper aller Art (land-/ wasserseitig) anzulegen oder zu ändern.

	3. Straßen, Wege und Plätze mit anderem Material als Naturmaterial - auch nur in Teilen - zu erstellen oder zu ertüchtigen; nicht davon betroffen sind dem öffentlichen Verkehr gewidmete, befestigte Straßen, Wege und Plätze.
	4. außerhalb der dem öffentlichen Verkehr gewidmeten Straßen, Wege und Plätze mit Kraftfahrzeugen aller Art zu fahren oder diese dort abzustellen; ausgenommen sind Fahrzeuge zur land-, forst-, jagd- und fischereiwirtschaftlichen Bewirtschaftung und zu...
	5. oberirdisch über den zugelassenen Gemeingebrauch hinaus oder unterirdisch Wasser zu entnehmen, Gewässer, deren Ufer oder Sohle, den Zu- und Ablauf des Wassers oder den Grundwasserstand zu verändern oder neue Gewässer herzustellen.
	6. Entwässerungsgräben oder Entwässerungseinrichtungen neu zu erstellen oder über das bestehende Maß hinaus zu verändern.
	7. Gräben mit der Grabenfräse zu räumen.
	8. Biotope nach § 30 Abs. 2 Satz 1 Nrn. 1, 2 und 4 BNatSchG und Art. 23 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 BayNatSchG zu entwässern, trockenzulegen, zu düngen (mineralisch oder organisch) oder auf sonstige Weise zu zerstören oder zu beeinträchtigen;
	a) Streuwiesen zu beeinträchtigen, insbesondere umzubrechen, in mehrschüriges Grünland umzuwandeln, zu beweiden oder aufzuforsten.
	b) seggen- und binsenreiche Nasswiesen zu beeinträchtigen, insbesondere umzubrechen oder zu beweiden.
	9. wild lebenden Tieren nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu töten oder Fortpflanzungs- und Ruhestätten sowie Entwicklungsformen solcher Tiere zu beeinträchtigen oder zu zerstören; § 44 Abs. 1 BNatSchG bleibt unberührt.
	10. wild lebende Pflanzen oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören; § 44 Abs. 1 BNatSchG bleibt unberührt.
	11. Bäume mit erkennbaren Horsten, Höhlen und Spalten zu fällen.
	12. in der freien Natur und außerhalb des Waldes landschaftsprägende Gehölze (Einzelbäume, Hecken, lebende Zäune oder Feldgehölze/ -gebüsche) zu beseitigen; § 39 Abs. 5 BNatSchG und Art. 16 BayNatSchG bleiben unberührt.
	13. Laub- und Mischwald sowie Moorwald in Wald mit überwiegendem Nadelholzanteil umzuwandeln.
	14. Kurzumtriebsplantagen, Baumschulen oder Christbaumkulturen anzulegen.
	15. Dauergrünland umzubrechen.
	16. an den Gewässern den Uferbewuchs, Röhricht- bzw. Schilfbestände oder Bestände von Wasserpflanzen zu vernichten, wesentlich zu verändern, in Bestände von Röhricht oder Wasserpflanzen oder der Schwimmblattvegetation einzudringen sowie chemische Mitt...
	§ 39 Abs. 5 BNatSchG bleibt im Übrigen unberührt.
	17. Abfälle, Schutt und sonstige Gegenstände, soweit sie nicht bereits den Vorschriften des Abfallrechts unterliegen, an anderen als den hierfür zugelassenen Plätzen abzulagern, auch wenn keine Aufschüttung im Sinne des Baurechts beabsichtigt ist.
	18. außerhalb zugelassener Plätze zu zelten, Wohnwagen (auch Klappanhänger) oder motorisierte Wohnfahrzeuge für Übernachtungszwecke abzustellen oder dies zu gestatten.
	19. Luftfahrzeuge im Sinne des Luftverkehrsgesetzes oder ähnliche Fluggeräte oder Flugmodelle mit Motorantrieb (z.B. Drohnen) aufsteigen, fliegen oder landen zu lassen.
	20. die Gewässer mit motorbetriebenen (z.B. Verbrennungs-/ Elektromotor) Fahrzeugen zu befahren. Dazu zählen auch Fahrzeuge, die nur zeitweise durch Außenbordmotoren bewegt werden und Segelboote.
	21. gebietsfremde oder invasive Pflanzen- oder Tierarten einzubringen oder auszusetzen.
	22. offenes Feuer zu entzünden oder zu unterhalten.
	23. Feuerwerke abzubrennen.

	(2) Die Erlaubnis ist unbeschadet anderer Rechtsvorschriften zu erteilen, wenn die beabsichtigte Maßnahme nicht geeignet ist, eine der in § 4 dieser Verordnung genannten Wirkungen hervorzurufen oder diese Wirkungen durch Nebenbestimmungen ausgeglichen...
	(3) Wird die Erlaubnis mit Nebenbestimmungen erteilt, kann eine Sicherheitsleistung verlangt werden.

	§ 6
	1. die der guten fachlichen Praxis im Sinne des Art. 3 Abs. 2 BayNatSchG entsprechende landwirtschaftliche, bzw. ordnungsgemäße forstwirtschaftliche Bodennutzung sowie die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd und Fischerei; davon unberührt bleiben § 5 Abs...
	2. bebaute Wohngrundstücke und landwirtschaftliche Hofstellen sowie die daran unmittelbar angrenzenden Hofräume und Hausgärten.
	3. Maßnahmen zur laufenden naturnahen und schonenden Unterhaltung der Gewässer und deren Ufer im gesetzlich gebotenen Umfang nach § 39 WHG; davon unberührt bleiben § 5 Abs. 1 Nrn. 6, 7, 8, 16 dieser Verordnung.
	4. der fach- und sachkundige Unterhalt von Gräben und Entwässerungseinrichtungen, sofern dieser naturnah und schonend ausgeführt wird; davon unberührt bleiben § 5 Abs. 1 Nrn. 6, 7, 8 dieser Verordnung.
	5. Maßnahmen zur ordnungsgemäßen Instandhaltung von Straßen, Wegen und Plätzen, einschließlich der Verkehrssicherung.
	6. der Betrieb, die ordnungsgemäße Instandhaltung von bestehenden Energie-, Wasserversorgungs- und Wasserentsorgungseinrichtungen, von bestehenden Fernmeldeanlagen sowie von bestehenden Einrichtungen zur Landesverteidigung.
	7. die Errichtung oder Änderung offener, sockelloser Einfriedungen im Außenbereich, soweit sie einem landwirtschaftlichen Betrieb (z.B. zur Weidewirtschaft einschließlich der Haltung geeigneter Schalenwildarten, dem Schutz von Forstkulturen sowie dem ...
	8. nicht ortsfeste Anlagen zur Versorgung von Weidevieh mit Wasser, sowie Drahtleitungen zum Betrieb elektrischer Weidezäune.
	9. das Aufstellen und Anbringen von behördlichen Hinweisen auf den Schutz des Gebietes, behördlichen Verbotstafeln, Verkehrszeichen und Hinweistafeln sowie Wegemarkierungen.
	10. die zur Erhaltung der Funktionsfähigkeit des Landschaftsschutzgebietes notwendigen und von den Naturschutzbehörden zugelassenen Überwachungs-, Schutz-, Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen.
	11. der Einsatz von Motorbooten durch die Wasserrettungsdienste und die Wasserschutzpolizei und der Einsatz von Motorbooten, welche zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben bestimmt sind; davon unberührt bleibt § 5 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe f) dieser Verordnung.

	§ 7
	(1) Von den Verboten nach § 4 dieser Verordnung kann unter den Voraussetzungen des § 67 BNatSchG im Einzelfall eine Befreiung erteilt werden.
	(2) Wird die Befreiung mit Nebenbestimmungen erteilt, kann eine Sicherheitsleistung verlangt werden.
	(3) 1Für die Erteilung der Befreiung ist die untere Naturschutzbehörde am Landratsamt Rosenheim zuständig. 2Bei Vorhaben der Landesverteidigung und des Zivilschutzes entscheidet über die Befreiung das Bayerische Staatsministerium für Umwelt und Verbra...

	§ 8
	(1) Nach Art. 57 Abs. 1 Nrn. 2 und 7 BayNatSchG kann mit Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 4 dieser Verordnung im Schutzgebiet Veränderungen vornimmt, die geeignet sind, das Landschaftsbild o...
	a. Maßnahmen oder Handlungen nach § 5 Abs. 1 Nrn. 1 bis 23 dieser Verordnung ohne die erforderliche Erlaubnis vornimmt.
	2.  einer vollziehbaren Nebenbestimmung in Form der Auflage zu einer Erlaubnis oder Befreiung nach § 5 Abs. 1 oder § 7 Abs. 1 dieser Verordnung nicht nachkommt.

	(2) Die Einziehung von Gegenständen bemisst sich nach Art. 58 BayNatSchG.
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